
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 

nachträglich erhalten Sie zu meiner Einladung vom 21.11.2007 die noch fehlenden 
Dokumente: 

TOP 
1.2 

 
Erlass einer neuen Hauptsatzung für die Stadt Hennef (Sieg) 

 
Anlage Nr. 2 

1.3 Erlass einer neuen Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse 
der Stadt Hennef (Sieg) 

Anlage Nr. 3 

1.4 Änderung der Zuständigkeitsregelung für die Ausschüsse und für den 
Bürgermeister der Stadt Hennef (Sieg) 

Anlage Nr. 4 

1.6 Haushaltsberatungen 2008 Anlage Nr. 6 
2.3 Einsatz von "Automatisierte Externe Defibrillatoren" (AED - Geräte);  

Anfrage der Jungen Union vom 20.11.2007 
Anlage Nr. 9 

Ich bitte um die Aufnahme der Tagesordnungspunkte: 

2.4 Schießstand Geistinger Schützen;  
Anfrage der Fraktion "Die Unabhängigen" vom 29.11.2007 

Anlage Nr. 
9a 

5.1 Gasthaus in Hennef - Geistingen;  
Anfrage der Fraktion "Die Unabhängigen" vom 29.11.2007 

Anlage Nr. 
11 

sowie um Absetzung des Tagesordnungspunktes: 

4.1 Vertragsangelegenheit "Geistinger Sand" 
Verkehrsführung Bonner Straße und geänderte Erschließung des Gebietes 
"Geistinger Sand" 

Die aktualisierte Tagesordnung ist beigefügt. 
 
Hennef, 29.11.2007 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 
 
Gremium 

Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss 
 
Wochentag Datum Uhrzeit 

Montag 03.12.2007 17:00 
 
Sitzungsort 

Meys-Fabrik, Beethovenstraße 21, 53773 Hennef 



 
Tagesordnung 
TOP Beratungsgegenstand Anlagen 
 Öffentliche Sitzung  

1 Beschlussvorlagen  

1.1 Zuwendungen an die Stadtratsfraktionen; 
Festlegung der Fraktionsgeschäftsführungskosten 
 

1 

1.2 Erlass einer neuen Hauptsatzung für die Stadt Hennef (Sieg) 
 

2 

1.3 Änderung der Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der 
Stadt Hennef (Sieg) 
 

3 

1.4 Änderung der Zuständigkeitsregelung für die Ausschüsse und für den 
Bürgermeister der Stadt Hennef (Sieg) 
 

4 

1.5 Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung über das Offenhalten 
von Verkaufsstellen 
 

5 

1.6 Haushaltsberatungen 2008 
 

6 

2 Anfragen  

2.1 Behördenrufnummer 115;  
Anfrage der Jungen Union vom 15.10.2007 
 

7 

2.2 Ausstattung der Außendienstmitarbeiter/innen der Ordnungsverwaltung 
mit Reizgasspray; 
Anfrage der Jungen Union vom 15.10.2007 
 

8 

2.3 Einsatz von "Automatisierte Externe Defibrillatoren" (AED - Geräte);  
Anfrage der Jungen Union vom 20.11.2007 
 

9 

2.4 Schießstand Geistinger Schützen;  
Anfrage der Fraktion "Die Unabhängigen" vom 29.11.2007 
 

9 a 

3 Mitteilungen  

3.1 Entfernung unnötiger Verkehrszeichen; Anfrage der Fraktion "DIE 
UNABHÄNGIGEN" vom 29.09.2007 
 

10 

 Nicht öffentliche Sitzung  

4 Beschlussvorlagen  

5 Anfragen  

5.1 Gasthaus in Hennef - Geistingen;  
Anfrage der Fraktion "Die Unabhängigen" vom 29.11.2007 
 

11 

6 Mitteilungen  

 
 





 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2007/0935 Anlage Nr.: ______

Datum: 21.11.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschuss 

03.12.2007 öffentlich 

Rat 10.12.2007 öffentlich 
 
 
Tagesordnung 

 
Zuwendungen an die Stadtratsfraktionen; 
Festlegung der Fraktionsgeschäftsführungskosten 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss empfiehlt, der Rat der Stadt Hennef möge 
beschließen: 
 

1. Antrag der SPD – Fraktion: 
Die Kosten für die Fraktionsgeschäftsführung werden entsprechend dem Antrag der SPD 
– Fraktion um 20,00 € erhöht. § 16 der städtischen Hauptsatzung wird entsprechend 
angepasst. Danach erhält jede Fraktion pro Monat einen Betrag von 50,00 € je 
Fraktionsmitglied überwiesen; mindestens jedoch den Betrag von 205,00 €. Die 
Kostenstelle 54920, Fraktionszuwendungen, wird um 8.400,- € jährlich erhöht. 

 
 

2. Antrag der CDU – Fraktion: 
Die Kosten für die Fraktionsgeschäftsführung werden entsprechend dem Antrag der CDU 
– Fraktion um 10,00 € erhöht. § 16 der städtischen Hauptsatzung wird entsprechend 
angepasst. Danach erhält jede Fraktion pro Monat einen Betrag von 40,00 € je 
Fraktionsmitglied überwiesen; mindestens jedoch den Betrag von 205,00 €. Die 
Kostenstelle 54920, Fraktionszuwendungen, wird um 4.200,- € jährlich erhöht. 

 
Begründung 

 
Gemäß § 56 Abs. 3 GO NW gewährt die Stadt den Fraktionen aus den Haushaltsmitteln 
Zuwendungen zu den sächlichen und persönlichen Aufwendungen für die Geschäftsführung. 
 
Der Zuwendungsumfang ist in § 16 der städtischen Hauptsatzung geregelt. Danach erhält jede 
Fraktion pro Monat einen Betrag von 30,00 € pro Fraktionsmitglied überwiesen; mindestens 
jedoch monatlich den Betrag von 205,00 €. 



 
 
Der Rat der Stadt Hennef besteht seit dem 13.10.2004 aus 44 Ratsmitgliedern, die allesamt in 
den Fraktionen organisiert sind. 
 
Die Fraktionen haben folgende Mitgliederzahlen: 
 
CDU - Fraktion 21 Mitglieder 
SPD - Fraktion   7 Mitglieder 
Fraktion „Die Unabhängigen“   7 Mitglieder 
Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen   5 Mitglieder 
FDP - Fraktion   4 Mitglieder. 
 
Die SPD – Fraktion beantragt eine Erhöhung der Fraktionsgeschäftsführungskosten um 20,00 € 
pro Monat und Fraktionsmitglied vor, die CDU – Fraktion beantragt eine Erhöhung um 10,00 € 
pro Monat und Fraktionsmitglied. 
 
Dies bedingt folgenden Zuwendungsbedarf:  
 
FDP – Fraktion    205,- € (unverändert) 
Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen 205,- € (unverändert) 
 

CDU – Antrag        SPD – Antrag 
Erhöhung um 10,00 €      Erhöhung um 20,00 € 

CDU – Fraktion (21 Mitglieder)  210,00 €   420,00 €  
SPD – Fraktion (7 Mitglieder)      70,00 €   140,00 € 
„Die Unabhängigen“ (7 Mitglieder)      70,00 €   140,00 € 
 
Monatliche Mehrkosten  350,00 €   700,00 € 
 
Jährliche Mehrkosten       4.200,00 €           8.400,00 € 
 
 
Seit dem Jahr 2000 fallen keine Mietkosten mehr für die Fraktionsgeschäftsstellen an, da alle 
Fraktionen kostenfrei eine Fraktionsgeschäftsstelle, einschließlich der dazugehörenden Büro- 
und Informationstechnikausstattung, in den Räumlichkeiten des neuen Rathauses besitzen. 
 
 
Hennef (Sieg), den 21.11.2007 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 
 
 
 
 
Anlagen 
Antrag der CDU – Fraktion vom 12.11.2007 
Antrag der SPD – Fraktion vom  12.11.2007 
Änderungsliste zum Teilergebnisplan 
 
 







 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2007/0937 Anlage Nr.: ______

Datum: 21.11.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschuss 

03.12.2007 öffentlich 

Rat 10.12.2007 öffentlich 
 
 
 
Tagesordnung 

 
Erlass einer neuen Hauptsatzung für die Stadt Hennef (Sieg) 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Hennef zu 
beschließen: 
 
Dem Erlass der als  Anlage zur Beschlussvorlage beigefügten Hauptsatzung der Stadt Hennef 
(Sieg) wird zugestimmt. 
 
 
Begründung 

 
Mit dem In-Kraft-Treten des Gesetzes zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung – GO 
Reformgesetz – am 17.10.2007, wurden Anpassungen in der Hauptsatzung erforderlich.  
Die gesetzlichen Vorgaben über die Zuständigkeiten des Rates und des Bürgermeisters wurden 
in die Hauptsatzung eingearbeitet. Die Änderungen wurden grau hinterlegt. 
 
 
Hennef (Sieg), den 21.11.2007 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 
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Hauptsatzung 
der Stadt Hennef (Sieg) vom 10.12.2007 

 
Gemäß § 7 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.10.2007 
(GV.NRW.S.380) hat der Rat der Stadt Hennef (Sieg) in seiner Sitzung am 10.12.2007 mit 
der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Ratsmitglieder folgende Hauptsatzung der Stadt 
Hennef (Sieg) beschlossen: 
 
 

§ 1 
Stadt und Stadtgebiet 

 
Die Stadt Hennef (Sieg) wurde durch das Gesetz zur kommunalen Neugliederung des Rau-
mes Bonn vom 10.06.1969 aus den früheren selbständigen Gemeinden Hennef (Sieg), Laut-
hausen und Uckerath zusammengeschlossen. 
 
 

§ 2 
Ortsnamen 

 
1. Der Zentralort führt die Bezeichnung Hennef (Sieg). 
 
2. Die Ortschaften führen ihren Namen als Zusatz zu dem Namen Hennef (Sieg). 
 
 

§ 3 
Wappen, Siegel, Banner und Hissflagge 

 
Die Stadt Hennef (Sieg) führt ein Wappen, ein Siegel, ein Banner und eine Hissflagge ge-
mäß nachfolgender Beschreibung: 
 
 
Wappen
 
In Rot zwischen zwei schlanken, mit schwarzer Fensterfüllung ausgestatteten, silbernen 
(weißen) Türmen ein breiter, von drei Türmchen bekrönter, gleichfarbener Zinnenturm; alle 
stehen auf einem silbernen (weißen) Rippengewölbe und über einer aus der Schildrundung 
wachsenden, gleichfarbigen Zinnenmauer. Das Gewölbe überspannt einen roten Dreiberg, in 
dessen Mitte ein silberner (weißer) Schild mit steigendem, in der rechten Tatze eine blaue 
Weintraube haltendem, blaubewehrtem und -bezungtem roten Löwen steht; der Schild ist 
flankiert von je fünf und bekrönt von zwei silbernen (weißen) Kreuzen. 
 
 
Siegel
 
Umschrift: Stadt Hennef - Rhein-Sieg-Kreis - 
Siegelbild: In Schwarz zwischen zwei schlanken weißen Türmen ein breiter, von drei Türm-
chen bekrönter, gleichfarbiger Zinnenturm; alle stehen auf einem weißen Rippengewölbe 
und über einer aus der Schildrundung wachsenden, gleichfarbigen Zinnenmauer. Das Ge-
wölbe überspannt einen schwarzen Dreiberg, in dessen Mitte ein weißer Schild mit steigen-
dem, in der rechten Tatze eine weiße Weintraube haltendem, weißbewehrtem und -
bezungtem schwarzen Löwen steht, der Schild ist flankiert von je fünf und bekrönt von zwei 
weißen Kreuzen. 
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Banner
 
Rot-Weiß im Verhältnis 1 : 1 längsgestreift, auf der roten Bahn im oberen Drittel ohne Schild 
das Wappen der Stadt. 
 
 
Hissflagge
 
Rot-Weiß im Verhältnis 1 : 1 quergestreift, im Obereck ohne Schild das Wappen der Stadt. 
 
 

§ 4 
Der Stadtrat 

 
1. Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) führt die Bezeichnung Stadtrat. 
 
2. Die Mitglieder des Rates führen die Bezeichnung Ratsmitglieder. 
 
 

§ 5 
Ausschüsse 

 
1. Über die in der Gemeindeordnung oder in anderen gesetzlichen Vorschriften vorgeschrie-
benen Ausschüsse hinaus kann der Rat weitere Ausschüsse bilden. Der Hauptausschuss 
nimmt die Aufgaben des Finanzausschusses wahr. Er führt die Bezeichnung Haupt-, Finanz- 
und Beschwerdeausschuss. Zur Wahrnehmung der Aufgaben im Rahmen des § 23 des 
Denkmalschutzgesetzes NW bestimmt der Stadtrat den Ausschuss für Umweltschutz, Dorf-
gestaltung und Denkmalschutz. 
 
2. Zur Vorbereitung ihrer Beschlüsse können die Ausschüsse Kommissionen mit zeitlicher 
oder sachlicher Beschränkung bilden. 
 
3. Die Zuständigkeiten der Ausschüsse werden durch die Zuständigkeitsregelung für die 
Ausschüsse und für  den Bürgermeister der Stadt Hennef (Sieg) festgelegt, soweit gesetzlich 
nichts anderes vorgeschrieben ist. 
 
4. Für die Mitglieder der Ausschüsse werden Vertreter gewählt. Die Vertretungsregelungen 
werden bei der Wahl der Ausschüsse festgelegt. Die Zahl der sachkundigen Bürger darf die 
Zahl der Ratsmitglieder in den einzelnen Ausschüssen nicht erreichen. 
 
5. Die Vorsitzenden der Ausschüsse können vom Bürgermeister jederzeit Auskunft über die 
Angelegenheiten verlangen, die zum Aufgabenbereich ihres Ausschusses gehören; sie ha-
ben insoweit zum Zweck der Unterrichtung ihres Ausschusses auch das Recht auf Aktenein-
sicht gem. § 55 Abs. 2 GO NRW. 
 

§ 6 
Ältestenrat 

 
1. Der Rat bildet einen Ältestenrat. 
 
2. Der Ältestenrat besteht aus dem Bürgermeister, seinen ehrenamtlichen Stellvertretern und 
den Fraktionsvorsitzenden; der Rat kann den Kreis der ständigen Mitglieder des Ältestenra-
tes durch Beschluss erweitern. 
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§ 7 
Stellvertreter des Bürgermeisters 

 
1. Der Rat wählt für die Dauer seiner Wahlzeit aus seiner Mitte ohne Aussprache 3 ehren-
amtliche Stellvertreter des Bürgermeisters. Sie vertreten den Bürgermeister bei der Leitung 
der Ratssitzungen und bei der Repräsentation. 
 
2. Die ehrenamtlichen Stellvertreter des Bürgermeisters erhalten neben den Entschädigun-
gen, die ihnen nach § 17 dieser Hauptsatzung zustehen, eine Aufwandsentschädigung ent-
sprechend § 46 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen. 
 
 

§ 8 
Bürgermeister 

 
1. Geschäfte der laufenden Verwaltung gelten im Namen des Rates als auf den Bürgermeis-
ter übertragen, soweit nicht der Rat sich oder einem Ausschuss für einen bestimmten Kreis 
von Geschäften oder für einen Einzelfall die Entscheidung vorbehält. Nähere Einzelheiten 
sind in der Zuständigkeitsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Hennef (Sieg) 
festgelegt. 
 
2. Im übrigen hat der Bürgermeister nach pflichtgemäßem Ermessen darüber zu entschei-
den, welche Angelegenheiten als Geschäfte der laufenden Verwaltung anzusehen sind. 
 
 

§ 9 
Beigeordnete 

 
1. Der Rat wählt einen hauptamtlichen Beigeordneten. Dieser wird vom Rat durch Be-
schluss zum allgemeinen Vertreter bestellt. Der Beigeordnete führt die Amtsbezeich-
nung "Erster Beigeordneter". 
 
2. Der Rat kann den Geschäftskreis des Beigeordneten im Einvernehmen mit dem Bür-
germeister festlegen. Kommt ein Einvernehmen nicht zu Stande, wird der Geschäfts-
kreis nach Maßgabe des § 73 Abs. 1 GO NRW bestimmt.  
 
 
 

§ 10 
Gleichstellungsbeauftragte 

 
1. Der Bürgermeister bestellt eine hauptamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte sowie eine 
Stellvertreterin der Gleichstellungsbeauftragten für den Aufgabenbereich der §§ 17,18,19 
Abs. 1 des Landesgleichstellungsgesetzes NRW. 
 
2. Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben und Maßnahmen der Gemeinde 
mit, die die Belange von Frauen berühren oder Auswirkungen auf die Gleichberechtigung 
von Frau und Mann und die Anerkennung ihrer gleichberechtigten Stellung in der Gesell-
schaft haben. Der Bürgermeister unterrichtet die Gleichstellungsbeauftragte über geplante 
Maßnahmen gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 rechtzeitig und umfassend.  
 
3. Die Gleichstellungsbeauftragte kann die Öffentlichkeit über Angelegenheiten ihres Aufga-
benbereiches unterrichten. Hierüber ist der Bürgermeister vorab zu informieren. 
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4. Die Entscheidung, ob ein Beratungsgegenstand eine Angelegenheit des Aufgabenberei-
ches der Gleichstellungsbeauftragten ist (vgl. § 5 Abs. 4 und 5 der GO NRW) obliegt dem 
Bürgermeister bzw. bei Ausschusssitzungen dem Ausschussvorsitzenden.  
 
 

§ 11 
Beamte und Angestellte 

 
(1) Der Bürgermeister trifft die dienstrechtlichen und arbeitsrechtlichen Entscheidun-
gen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Für Bedienstete in Führungsfunk-
tionen sind Entscheidungen, die das beamtenrechtliche Grundverhältnis oder das Ar-
beitsverhältnis eines Bediensteten zur Gemeinde verändern, durch den Rat im Einver-
nehmen mit dem Bürgermeister zu treffen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist. Kommt ein Einvernehmen nicht zu Stande, kann der Rat die Entscheidung mit ei-
ner Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder treffen. Erfolgt 
keine Entscheidung nach § 73 Abs. 3 Satz 2 oder 3 GO NRW, gilt § 73 Abs. 3 Satz 1 GO 
NRW. Bedienstete in Führungsfunktionen sind Leiter von Organisationseinheiten, die 
dem Hauptverwaltungsbeamten oder einem anderen Wahlbeamten oder diesem in der 
Führungsfunktion vergleichbaren Bediensteten unmittelbar unterstehen, mit Ausnah-
me von Bediensteten mit Aufgaben eines persönlichen Referenten oder Presserefe-
renten.  
 
(2) Die nach geltendem Recht auszustellenden Urkunden für Beamte sowie Arbeitsverträge 
und sonstige schriftliche Erklärungen zu Regelungen der Rechtsverhältnisse von Angestell-
ten und Arbeitern bedürfen der Unterzeichnung durch den Bürgermeister oder seinen allge-
meinen Vertreter. Der Bürgermeister kann die Unterschriftsbefugnis durch Dienstanweisung 
übertragen.  
 
 

§ 12 
Unterrichtung der Einwohner 

 
1. Der Rat hat die Einwohner über allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Stadt zu un-
terrichten. Die Unterrichtung hat möglichst frühzeitig zu erfolgen. Über die Art und Weise der 
Unterrichtung (z. B. Hinweis in der örtlichen Presse, öffentliche Anschläge, schriftliche Unter-
richtung der Haushalte, Durchführung besonderer Informationsveranstaltungen, Abhaltung 
von Einwohnerversammlungen) entscheidet der Rat von Fall zu Fall. 
 
2. Eine Einwohnerversammlung soll insbesondere stattfinden, wenn es sich um Planungen 
oder Vorhaben handelt, die die strukturelle Entwicklung der Stadt unmittelbar und nachhaltig 
beeinflussen oder die mit erheblichen Auswirkungen für eine Vielzahl von Einwohnern ver-
bunden sind. Die Einwohnerversammlung kann auf Teile des Stadtgebietes beschränkt wer-
den. 
 
3. Hat der Rat die Durchführung einer Einwohnerversammlung beschlossen, so setzt der 
Bürgermeister Zeit und Ort der Versammlung fest und lädt alle Einwohner durch öffentliche 
Bekanntmachung ein. Die in der Geschäftsordnung für die Einberufung des Rates festgeleg-
ten Ladungsfristen gelten entsprechend. Der Bürgermeister führt den Vorsitz in der Ver-
sammlung. Zu Beginn der Versammlung unterrichtet der Bürgermeister die Einwohner über 
Grundlagen, Ziele, Zwecke und Auswirkungen der Planung bzw. des Vorhabens. Anschlie-
ßend haben die Einwohner Gelegenheit, sich zu den Ausführungen zu äußern und sie mit 
den vom Rat zu bestimmenden Ratsmitgliedern aller Fraktionen und dem Bürgermeister zu 
erörtern. Eine Beschlussfassung findet nicht statt. Der Rat ist über das Ergebnis der Einwoh-
nerversammlung zu unterrichten. 
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§ 13 

Bürgerantrag 
 
1. Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anre-
gungen oder Beschwerden in Angelegenheiten der Stadt an den Rat zu wenden (Bürgeran-
trag). Bürgeranträge, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt fallen, sind vom Bürger-
meister an die zuständige Stelle weiterzuleiten; hierüber ist der Antragsteller zu unterrichten. 
 
2. Eingaben von Bürgern, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z.B. 
Fragen, Erklärungen, Ansichten etc.), sind ohne Beratung vom Bürgermeister zurückzuge-
ben. 
 
3. Für die Erledigung von Bürgeranträgen im Sinne von Abs. 1 bestimmt der Rat den Haupt-, 
Finanz- und Beschwerdeausschuss. Unbeschadet der Zuständigkeit des Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschusses für die Erledigung von Bürgeranträgen kann der Ausschussvorsit-
zende des betreffenden Fachausschusses im Benehmen mit dem Bürgermeister Anregun-
gen oder Beschwerden im Rahmen eines Bürgerantrages in einer ordentlichen Sitzung des 
zuständigen Fachausschusses beraten lassen. 
 
4. Der für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden nach Abs. 3 zuständige Aus-
schuss hat diese inhaltlich zu prüfen. Danach überweist er sie an die zur Entscheidung be-
rechtigte Stelle. Bei der Überweisung kann er Empfehlungen aussprechen, an die die zur 
Entscheidung berechtigte Stelle nicht gebunden ist. 
 
5. Das Recht des Rates, die Entscheidung einer Angelegenheit, die den Gegenstand einer 
Anregung oder einer Beschwerde bildet, an sich zu ziehen (§ 41 Abs. 2, 3 GO NRW), bleibt 
unberührt. 
 
6. Von einer Prüfung von Anregungen und Beschwerden soll abgesehen werden, wenn 
 
 a) der Inhalt einen Strafbestand erfüllt, 
  
 b) gegenüber bereits geprüften Anregungen oder Beschwerden kein neues Sachvor-
 bringen vorliegt. 
 
7. Der Antragsteller ist über die Stellungnahme des nach Abs. 3 zuständigen Ausschusses 
durch den Bürgermeister zu unterrichten.  
 
 
 

§ 14 
Dringlichkeitsbeschlüsse und -entscheidungen 

 
Dringlichkeitsbeschlüsse des Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschusses und Dringlich-
keitsentscheidungen des Bürgermeisters mit einem weiteren Ratsmitglied (§ 60 Abs. 1 und 2 
GO NRW) bedürfen der Schriftform. 
 
 

§ 15 
Genehmigung von Rechtsgeschäften 

 
1. Verträge der Stadt mit Mitgliedern des Rates oder der Ausschüsse sowie mit dem Bür-
germeister und den leitenden Dienstkräften der Stadt bedürfen der Genehmigung des Rates. 
 
2. Keiner Genehmigung bedürfen: 
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a) Verträge, die auf der Grundlage feststehender Tarife abgeschlossen werden, 
 
b) Verträge, denen der zuständige Ausschuss auf der Grundlage einer von der Stadt 
vorgenommenen  Ausschreibung zugestimmt hat, 

 
c) Verträge, deren Abschluss ein Geschäft der laufenden Verwaltung (§ 41 Abs. 3 GO 
NRW) darstellt. 

 
3. Leitende Dienstkräfte im Sinne dieser Vorschrift sind der Bürgermeister und die Beigeord-
neten. 
 

 
§ 16 

Auslagenersatz 
 
Jede Fraktion hat Anspruch auf eine Zuwendung zu den Aufwendungen für die Geschäfts-
führung im Betrage von monatlich je Fraktionsmitglied …… €; mindestens jedoch monatlich 
205,00 €. 
 
 
 
 

§ 17 
Aufwandsentschädigung und Verdienstausfallersatz 

 
1. Die Ratsmitglieder erhalten gemäß § 1 Abs. 2 Ziffer 1 Buchstabe b) der Verordnung über 
die Entschädigung der Mitglieder kommunaler Vertretungen und Ausschüsse in der jeweils 
geltenden Fassung (Entschädigungsverordnung) für die Teilnahme an Rats-, Ausschuss-, 
Kommissions- und Fraktionssitzungen eine monatliche Aufwandsentschädigung in Form von 
Sitzungsgeld nach den dort festgelegten Beträgen. 
 
2. Sachkundige Bürger im Sinne von § 58 Abs. 3 und sachkundige Einwohner im Sinne von 
§ 58 Abs. 4 GO NRW erhalten gemäß § 2 Abs. 1 der Entschädigungsverordnung in der je-
weils geltenden Fassung für die Teilnahme an Ausschuss-, Kommissions- und Fraktionssit-
zungen ein Sitzungsgeld in Höhe des dort festgelegten Betrages. 
 
3. Die Anzahl der Fraktionssitzungen, für die das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird auf 36 Sit-
zungen im Jahr beschränkt. 
 
4. Der erste ehrenamtliche Stellvertreter des Bürgermeisters erhält eine zusätzliche Auf-
wandsentschädigung nach § 46 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
sowie § 3 der Entschädigungsverordnung in Höhe des 3-fachen Betrages der Aufwandsent-
schädigung der für Ratsmitglieder in Städten gleicher Größe gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 1a) der 
Entschädigungsverordnung in der jeweils geltenden Fassung angemessen ist. Weitere eh-
renamtliche Stellvertreter des Bürgermeisters erhalten eine zusätzliche Aufwandsentschädi-
gung nach § 46 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen sowie § 3 der Ent-
schädigungsverordnung in Höhe des 1,5-fachen Betrages der Aufwandsentschädigung der 
für Ratsmitglieder in Städten gleicher Größe gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 1a) der Entschädigungs-
verordnung in der jeweils geltenden Fassung angemessen ist. 
 
5. Fraktionsvorsitzende und ggfls. deren Stellvertreter erhalten neben den Entschädigungen, 
die den Ratsmitgliedern zustehen, eine angemessene Aufwandsentschädigung nach Maß-
gabe der Entschädigungsverordnung. 
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6. Stellvertretende Bürgermeister, die gleichzeitig Fraktionsvorsitzende oder stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende sind, erhalten neben der Aufwandsentschädigung nach Absatz 1 nur 
eine weitere Aufwandsentschädigung, entweder nach Absatz 4 oder 5 dieser Hauptsatzung, 
und zwar die im Einzelfall aus ihrem Amt resultierende jeweils höhere Aufwandsentschädi-
gung. 
 
7. Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalles. Der 
Verdienstausfall wird für jede Stunde der versäumten regelmäßigen Arbeitszeit berechnet, 
wobei die letzte angefangene Stunde voll zu rechnen ist. Der Anspruch wird wie folgt abge-
golten; wobei der Verdienstausfallersatz in keinem Fall den Betrag von 15,00 € je Stunde 
überschreiten darf: 
 

a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen Regelstundensatz, es sei denn, 
dass sie ersichtlich keinen finanziellen Nachteil erlitten haben. Der Regelstundensatz 
wird auf 5,00 € festgesetzt. 

 
b) Unselbständigen wird im Einzelfall der den Regelstundensatz übersteigende Ver-
dienstausfall gegen entsprechenden Nachweis, z. B. durch Vorlage einer Bescheini-
gung des Arbeitgebers, ersetzt. 

 
c) Selbständige können eine besondere Verdienstausfallspauschale je Stunde erhal-
ten, sofern sie einen den Regelstundensatz übersteigenden Verdienstausfall glaub-
haft machen. Die Glaubhaftmachung erfolgt durch eine schriftliche Erklärung über die 
Höhe des Einkommens, in der die Richtigkeit der gemachten Angaben versichert 
wird. 

 
d) Personen, die einen Haushalt mit mindestens 2 Personen führen und nicht oder 
weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für die Zeit der man-
datsbedingten Abwesenheit vom Haushalt mindestens den Regelstundensatz. Auf 
Antrag werden statt des Regelstundensatzes die notwendigen Kosten für eine Vertre-
tung im Haushalt ersetzt. 

 
e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit 
aufgrund der mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt notwendig werden, wer-
den auf Antrag in Höhe der nachgewiesenen Kosten erstattet. Kinderbetreuungskos-
ten werden nicht erstattet bei Kindern, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, es sei 
denn, besondere Umstände des Einzelfalles werden glaubhaft nachgewiesen. 

 
§ 18 

Bekanntmachungen 
 

1. Die öffentlichen Bekanntmachungen der Stadt Hennef (Sieg), die durch Rechtsvorschrift 
vorgeschrieben sind, werden im Amtsblatt der Stadt veröffentlicht. Das Amtsblatt ist das im 
Verlag Ewald Rautenberg in Troisdorf erscheinende Mitteilungsblatt für die Stadt Hennef, es 
führt im Untertitel die Bezeichnung "Amtsblatt der Stadt Hennef (Sieg)". Herausgeber ist der 
Bürgermeister. 
 
2. Sind öffentliche Bekanntmachungen in der gemäß Abs. 1 festgelegten Form infolge höhe-
rer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, erfolgt eine Veröffentli-
chung an der Bekanntmachungstafel im Rathaus in Hennef (Sieg), Frankfurter Straße 97. 
 
3. Zur öffentlichen Bekanntgabe des wesentlichen Inhalts der Beschlüsse nach § 52 Abs. 2 
GO NRW genügt die Mitteilung an die Tagespresse durch den Bürgermeister. 
 
4. Die Vorschriften über die öffentliche Auslegung von Plänen sowie die öffentlichen Be-
kanntmachungen im Zusammenhang von Wahlen bleiben unberührt. 
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§ 19 
Inkrafttreten 

 
Die vorstehende Hauptsatzung der Stadt Hennef (Sieg) tritt am Tage nach ihrer Verkündung  
in Kraft. Die Satzung vom 27.06.2005 tritt gleichzeitig außer Kraft. 
                                                                             



 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2007/0938 Anlage Nr.: ______

Datum: 21.11.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschuss 

03.12.2007 öffentlich 

Rat 10.12.2007 öffentlich 
 
 
 
Tagesordnung 

 
Änderung der Zuständigkeitsregelung für die Ausschüsse und für den Bürgermeister der Stadt 
Hennef (Sieg) 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Hennef zu 
beschließen: 
 
Den Änderungen der Zuständigkeitsregelung für die Ausschüsse und für den Bürgermeister der 
Stadt Hennef (Sieg), entsprechend der Anlage zur Beschlussvorlage, wird zugestimmt. 
 
 
Begründung 

 
Mit dem In-Kraft-Treten des Gesetzes zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung – GO 
Reformgesetz – am 17.10.2007, wurden Anpassungen in der Zuständigkeitsregelung für die 
Ausschüsse und für den Bürgermeister der Stadt Hennef (Sieg) erforderlich.  
Geändert wurden auch die Entscheidungszuständigkeiten der Fachausschüsse im Verhältnis 
zum Verwaltungsrat nach Maßgabe der Betriebssatzung der Stadtbetriebe Hennef AöR. 
Die Änderungen wurden grau hinterlegt. 
 
 
Hennef (Sieg), den 21.11.2007 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 



Zuständigkeitsregelung 

für die Ausschüsse und für den Bürgermeister der Stadt Hennef (Sieg)  

vom 27.06.2005 

 

Verzeichnis der Änderungen 

Änderungsbeschluss 
vom 

Mitteilungsblatt vom Wirksam ab Geänderte 
Regelungen 

26.03.2007 - 27.03.2007 § 3  

§ 12 

 
10.12.2007 - 11.12.2007 § 1 Abs. 2 und 3 

§ 2 

§ 11 

§ 14 Abs. 2  

§ 15 

 
    

 

 



Zuständigkeitsregelung 

für die Ausschüsse und für den Bürgermeister der Stadt Hennef (Sieg)  

vom 27.06.2005 

 

 

 

Inhaltsverzeichnis 

 Pflichtausschüsse / Sondergesetzliche Ausschüsse 

§ 1 Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss 

§ 2 Rechnungsprüfungsausschuss 

§ 3 Ausschuss für Schule, Kultur und Städtepartnerschaften 

§ 4 Abwasserwerksausschuss 

§ 5 Stadtentwicklungsausschuss 

§ 6 Jugendhilfeausschuss 

Fachausschüsse, geordnet nach Fachbereichen 

§ 7 Ausschuss für Senioren, Soziales und Sport  

§ 8 Bauausschuss 

§ 9 Ausschuss für Stadtgestaltung und Planung 

§ 10 Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz 

§ 11 Personalausschuss 

§ 12 Vergabeausschuss 

§ 13 Ausschuss „Östlicher Stadtrand“ 

§ 14 Zuständigkeit des Bürgermeisters 

§ 15 Inkrafttreten 

  

 

 



§ 1 

Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss 

1. Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss hat die Arbeiten aller Ausschüsse 
aufeinander abzustimmen. Ihm arbeiten grundsätzlich die Verwaltungsämter "Zentrale 
Steuerung und Service", "Finanzmanagement" sowie "Ordnungsverwaltung und 
Bürgerzentrum" zu. 

2. Er berät alle Angelegenheiten, die dem Vorbehaltsrecht des Rates unterliegen und nicht in 
Fachausschüssen beraten werden. Ausgenommen sind die Angelegenheiten gemäß § 41 
Abs. 1b) GO NRW. Er berät ferner die Grundregeln und Grundzüge bei der Einführung der 
outputorientierten Budgetierung und der Einführung des Controllings in der Stadt Hennef. 

3. Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss behandelt Anregungen und Beschwerden 
von Bürgern gemäß § 24 GO NRW und § 13 Abs. 3 der Hauptsatzung der Stadt Hennef 
(Sieg). Nach inhaltlicher Prüfung überweist er sie an die zur Entscheidung berechtigte Stelle. 
Bei der Überweisung kann er Empfehlungen aussprechen, an die die zur Entscheidung 
berechtigte Stelle nicht gebunden ist. 

4. Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss entscheidet im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel über 

4.1 alle Angelegenheiten, die nicht Fachausschüssen zugewiesen und nicht 
dem Rat vorbehalten sind, 

4.2 über den Erlass von abgaberechtlichen Forderungen ab einer Höhe von 
3.000,-- €, soweit nicht die Zuständigkeit der Werksausschüsse gegeben ist, 

4.3 die Verwendung von Mitteln für den Erwerb von Archivalien, deren 
Anschaffungskosten mehr als 5.000,00 € im Einzelfall betragen. 

  

§ 2 

Rechnungsprüfungsausschuss 

Der Rechnungsprüfungsausschuss prüft die Jahresrechnung der Stadt gemäß den 
Vorschriften der GO NRW (vgl. § 101 GO NRW). Er bedient sich hierzu des 
Rechnungsprüfungsamtes der Stadt. 

  

 

§ 3 

Ausschuss für Schule, Kultur und Städtepartnerschaften 

1. Dem Ausschuss für Schule, Kultur und Städtepartnerschaften arbeitet grundsätzlich das 
Schulverwaltungs-, Kultur- und Sportamt zu.  



2. Der Ausschuss für Schule, Kultur und Städtepartnerschaften berät im Rahmen der 
gesetzlichen Zuständigkeit über  

2.1 alle äußeren und inneren Schulangelegenheiten, 

2.2 die Zustimmung des Schulträgers zur Wahl bzw. Wiederwahl einer 
Schulleiterin/eines Schulleiters, die durch die jeweilige Schulkonferenz erfolgt. 
Der Ausschuss für Schule, Kultur- und Städtepartnerschaften kann die 
Zustimmung nur binnen 8 Wochen mit einer Mehrheit von Zweidritteln seiner 
Stimmen verweigern (sog. Vetorecht), 

2.3 die Grundsätze der Verwendung der Haushaltsmittel im Bereich Schule 
und Kultur unter Berücksichtigung der allgemeinen Budgetierungsvorgaben 
des Stadtrates. 

3. Er entscheidet im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel über 

3.1 die Verwendung der Mittel zur Beschaffung von Inventar und Lehrmitteln 
für Schulen ab 30.000,00 € im Einzelfall. 

3.2. die Planung und Durchführung des städtischen Kulturprogramms, 

3.3 die Verwendung von Mitteln für den Erwerb von Kunstgegenständen und 
Museumsstücken, deren Anschaffungskosten mehr als 5.000,00 € im 
Einzelfall betragen, 

3.4 Angelegenheiten der Musik- und Malschule sowie der Stadtbibliothek, 

3.5 die Einrichtungen der Stadt für den Schulsport, 

3.6 alle Grundsatzfragen der Städtepartnerschaften; insbesondere der 
Richtlinien zur Förderung des Städtepartnerschaftsvereins. 

  

§ 4 

Abwasserwerksausschuss 

1. Der Werksausschuss entscheidet in allen Angelegenheiten des Betriebes, sofern sie nicht 
durch GO, EigVO oder sonstige gesetzliche oder satzungsrechtliche Vorschriften dem Rat 
oder der Werkleitung zur Entscheidung vorbehalten sind. Dem Abwasserwerksausschuss 
arbeitet grundsätzlich das Abwasserwerk zu. 

2. Er entscheidet insbesondere in folgenden Angelegenheiten: 

2.1 Zustimmung zu Verträgen aller Art, wenn der Wert im Einzelfall den 
Betrag von 50.000,-- € übersteigt. Ausgenommen sind Bauvergaben, hier 
verbleibt es bei der allgemeinen Zuständigkeitsregelung für städtische 
Vergaben. 

2.2. Erlass von Abgabeforderungen, ab einer Höhe von 3.000,-- €, 



2.3 Zustimmung zu erfolgsgefährdenden Mehraufwendungen gemäß § 15 der 
Eigenbetriebsverordnung, 

2.4 Zustimmung zu Mehrausgaben gemäß § 16 Abs. 5 der 
Eigenbetriebsverordnung, sofern sie für ein Einzelvorhaben den Betrag von 
50.000,-- € überschreiten, 

2.5 Benennung des Prüfers für den Jahresabschluss. 

  

§ 5  

Stadtentwicklungsausschuss 

1. Der Stadtentwicklungsausschuss entscheidet in allen Grundstücksangelegenheiten des 
Betriebes und der Stadt, sofern sie nicht durch GO, EigVO oder sonstige gesetzliche oder 
satzungsrechtliche Vorschriften dem Rat oder der Werkleitung zur Entscheidung vorbehalten 
sind. Bei allen Angelegenheiten, die dem räumlich abgegrenzten Bereich II der Anlage zur 
Zuständigkeitsregelung zuzuordnen sind, hat der Stadtentwicklungsausschuss die Vorgaben 
des Ausschusses „Östlicher Stadtrand“ – insbesondere solche nach § 13 Abs. 3 dieser 
Zuständigkeitsregelung -  zu berücksichtigen und umzusetzen. Dem 
Stadtentwicklungsausschuss arbeitet grundsätzlich der Eigenbetrieb Stadtentwicklung zu. 

2. Er entscheidet insbesondere in den folgenden Angelegenheiten: 

2.1 Erwerb, Verpachtung und Veräußerung von Grundflächen; 

2.2 Erwerb, Begründung, Veräußerung oder Aufhebung grundstücksgleicher 
und sonstiger Rechte an Grundstücken; 

2.3 sonstige Rechtsgeschäfte aller Art, die nicht durch den Wirtschaftsplan 
gedeckt sind; 

2.4 Abschluss, Änderung, Aufhebung und Kündigung von Miet- und 
Pachtverträgen, 

2.5 alle Fragen der Wirtschaftsförderung und des Stadtmarketings, die 
Förderung des Fremdenverkehrs sowie Fragen der Grundstücksentwicklung 
und Vermarktung soweit es sich nicht Maßnahmen zur laufenden 
Betriebsführung handelt, die von der Werkleitung zu entscheiden sind. 

Vorstehende Entscheidungskompetenzen gem. Ziffer 2.1 bis 2.4 greifen erst ab einer 
Wertgrenze in Höhe von 150.000,-- € im Einzelfall; unterhalb dieser Wertgrenze ist 
die Zuständigkeit der Werkleitung gegeben. 

 

 

 

 



§ 6  

Jugendhilfeausschuss 

1. Die Aufgaben des Jugendamtes werden durch den Jugendhilfeausschuss und durch die 
Verwaltung des Jugendamtes wahrgenommen. Dem Jugendhilfeausschuss arbeitet 
grundsätzlich das Amt für Kinder, Jugend und Familie zu. 

2. Der Jugendhilfeausschuss entscheidet über die Aufstellung von Richtlinien und 
Grundsätzen für 

2.1 die Förderung von Einrichtungen und Maßnahmen der Jugendhilfe, 

2.2 die Festsetzung der Leistungen oder der Hilfe zur Erziehung, soweit diese 
nicht durch Landesrecht geregelt werden, 

2.3 die Jugendhilfeplanung. 

  

3. Der Jugendhilfeausschuss entscheidet über  

3.1 die Förderung der Träger der Freien Jugendhilfe und Jugendarbeit,  

3.2 die öffentliche Anerkennung nach § 75 KJHG in Verbindung mit § 25 AG 
KJHG, 

3.3 die in § 25 Abs. 1 des Gesetzes über Tageseinrichtungen für Kinder 
genannten Aufgaben, 

3.4 die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl der Jugendschöffen, 

3.5 die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl der ehrenamtlichen 
Beisitzer für den Ausschuss und die Kammer für Kriegsdienstverweigerer, 

3.6 die Einrichtung und Unterhaltung von Kinderspiel- und Bolzplätzen soweit 
die Kosten 5.000,-- € im Einzelfall übersteigen im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel. 

3.7 die Verwendung von Mitteln zur Förderung des Jugendsports, wenn sie im 
Einzelfall 5.000 € überschreiten 

4. Der Jugendhilfeausschuss ist vor der Berufung des Leiters/der Leiterin der Verwaltung des 
Jugendamtes zu hören. 

  

§ 7 

Ausschuss für Senioren, Soziales und Sport 

1. Dem Ausschuss für Senioren, Soziales und Sport arbeiten grundsätzlich das Amt für 
soziale Angelegenheiten und das Schulverwaltungs-, Kultur und Sportamt zu. 



2. Der Ausschuss für Senioren, Soziales und Sport berät im Rahmen der gesetzlichen 
Zuständigkeit über die Grundsätze der Verwendung der Haushaltsmittel in den Bereichen 
Soziales, außerschulischen Sport und Vereinswesen – soweit nicht der 
Jugendhilfeausschuss zuständig ist - unter Berücksichtigung der allgemeinen 
Budgetierungsvorgaben des Stadtrates. 

3. Der Ausschuss für Senioren, Soziales und Sport entscheidet im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel über 

3.1 die Grundsätze der Förderung des Sports – soweit nicht der 
Jugendhilfeausschuss zuständig ist - und der Einrichtungen der Stadt für 
sportliche Zwecke mit Ausnahme der Schulsportanlagen, 

3.2 die Grundsätze der Förderung der Vereine und des Ehrenamtes soweit es 
sich nicht um Träger der freien Jugendhilfe und Jugendarbeit handelt, 

3.3 die Verwendung von Mitteln zur Förderung des Sports, wenn sie im 
Einzelfall 5.000,-- € überschreiten, 

3.4 Maßnahmen zur Integration von Aussiedlern und ausländischen 
Mitbürgern, 

3.5 Maßnahmen zur Unterbringung von Obdachlosen und zur Förderung des 
sozialen Wohnungsbaus, 

3.6 Maßnahmen des Sozialwesens, soweit die Kosten im Einzelfall mehr als 
5.000,-- € betragen, 

3.7 die Altenpflege einschließlich der Schaffung von Einrichtungen für ältere 
Bürger. 

  

§ 8 

Bauausschuss 

1. Dem Bauausschuss arbeiten die Stadtbetriebe Tiefbau und Baubetriebshof sowie die 
Zentrale Gebäudewirtschaft grundsätzlich zu. Der Ausschuss berät und entscheidet nicht in 
Angelegenheiten, die in den abgegrenzten Zuständigkeitsbereich des Ausschusses für die 
Entwicklungsmaßnahme „Östlicher Stadtrand“ (s. Anlage, Bereich II) fallen. 

2. Der Bauausschuss berät über 

2.1 alle Beschlussempfehlungen, die dem Rat zur Beschlussfassung für die 
Durchführung von Beitragsveranlagungen vorgelegt werden (z.B. 
Fertigstellungs-, Kostenspaltungs- und Abschnittsbildungsbeschlüsse sowie 
Bildung von Erschließungseinheiten und die Abfassung von Sondersatzungen 
etc.). 

3. Er entscheidet im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel über 

3.1 Maßnahmen auf dem Gebiet des Hoch- und Tiefbaues einschließlich der 
Gestaltungsplanung, nachdem die städtebauliche Beratung bzw. die 



Verkehrsnetzplanung in den in § 9 und 10 näher bezeichneten Ausschüssen 
abgeschlossen ist, soweit es sich nicht um einfache Geschäfte der laufenden 
Verwaltung handelt. Ausgenommen von der Beratung sind die Maßnahmen 
der Abwasserbeseitigung und die damit verbundenen 
Straßenbaumaßnahmen, die der Wiederherstellung des vor der 
Baumaßnahme vorhandenen Straßenzustandes dienen, 

3.2 die Entwurfs- und Ausführungsplanung bei Hoch- und Tiefbaumaßnahmen 
und Straßengestaltungsplanung, die unter § 8 (3.1) fällt, soweit es sich nicht 
um einfache Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, 

3.3 die Reihenfolge der Durchführung der in den Haushaltsplan 
aufgenommenen Hoch- und Tiefbaumaßnahmen, soweit es sich nicht um 
einfache Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, 

3.4 die Art der Durchführung von Hoch- und Tiefbaumaßnahmen, die pro 
Maßnahme einen Betrag von mehr als 50.000,00 € erfordern, 

3.5 die Bestimmung von Architekten, Bauleitern und Sonderfachleuten bei 
Baumaßnahmen mit Gesamtbaukosten von mehr als 50.000,-- €, 

3.6 die Verwendung von Mitteln für den Erwerb von Geräten, deren Kosten 
mehr als 50.000,00 € im Einzelfall betragen, 

3.7 den Abschluss von Erschließungsverträgen ab 20 Bauvorhaben. 

  

§ 9 

Ausschuss für Stadtgestaltung und Planung  

1. Der Ausschuss für Stadtgestaltung und Planung berät über die allgemeinen 
Angelegenheiten des Städtebaues sowie der Verkehrsnetzplanung. Ihm arbeiten die Ämter 
für Stadtplanung sowie Bauordnung und Untere Denkmalbehörde zu. Im Zuge der weiteren 
Überlegungen zur Verwaltungsreform sollen die in §§ 9, 10 genannten Ausschüsse zu einem 
Ausschuss zusammengeführt werden. Der Ausschuss berät und entscheidet nicht in 
Angelegenheiten, die in den abgegrenzten Zuständigkeitsbereich des Ausschusses für die 
Entwicklungsmaßnahme „Östlicher Stadtrand“ (s. Anlage, Bereich II) fallen. 

2. Er entscheidet im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel und im räumlich 
abgegrenzten Zuständigkeitsbereich (s. Anlage, Bereich I) über: 

2.1 Straßenfunktionen (z.B. verkehrsberuhigter Ausbau, Tempo-30-Zonen, 
Einbahnstraßen, etc.) im Zusammenhang mit der Verkehrsnetzplanung und 
der Bauleitplanung, 

2.2 Maßnahmen der Stadterneuerung und der Wohnumfeldverbesserung, 

2.3 die Stellungnahmen der Stadt zu überörtlichen Planungen und 
Fachplanungen, 

2.4 die Bestimmung von Städte- und Raumplanern mit einem Kostenaufwand 
von mehr als 50.000,00 €,  



2.5 die Benennung von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen, 

2.6 die Zulassung von Ausnahmen von Veränderungssperren (§§ 14 u. 19 
Abs. 1 Ziff. 4 BauGB), 

2.7 die Anträge auf Zurückstellung von Baugesuchen, 

2.8 die Stellungnahmen der Stadt in Genehmigungsverfahren zur Errichtung 
von imitierenden Anlagen (§ 10 Abs. 5 BImSchG), außer im Geltungsbereich 
von Bebauungsplänen. 

2.9 die Befreiungen von den Festsetzungen des Bebauungsplanes 

2.9.1 Überschreitung der Zahl der Vollgeschosse, 

2.9.2 Abweichung von der Art der Nutzung, 

2.9.3 Abweichungen von mehr als 30 cm bei den Festsetzungen der 
Erdgeschossfußbodenhöhe, 

2.9.4 geplante Bebauung liegt um mehr als 50 % außerhalb der überbaubaren 
Fläche (im Einzelfall). Die Einhaltung der Festsetzungen der einzelnen 
Bebauungspläne hat nach wie vor Vorrang vor etwaigen Befreiungen 

2.10 die vorbereitende und die verbindliche Bauleitplanung. Hier trifft der 
Ausschuss für Stadtgestaltung und Planung alle verfahrensleitenden 
Beschlüsse im Flächennutzungsplanverfahren und in den Satzungsverfahren 
auf der Grundlage des BauGB. Abschließende Beschlüsse in den genannten 
Verfahren bleiben dem Rat vorbehalten. Sind bei den Verfahren Grundstücke 
im Eigentum des Eigenbetriebes Stadtentwicklung Hennef oder der Stadt 
betroffen oder handelt es sich um Stadtentwicklungsmaßnahmen von 
besonderer Bedeutung, ist vor der Beratung die Stellungnahme des 
Eigenbetriebes Stadtentwicklung einzuholen. 

2.11 die Feststellung, ob die Voraussetzungen des § 125 Absatz 2 BauGB bei 
der Herstellung von Erschließungsanlagen gegeben sind. 

 

§ 10 

Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz 

1. Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz berät über die 
allgemeinen Angelegenheiten des Umweltschutzes, der Dorfgestaltung und Denkmalpflege 
innerhalb des räumlich abgegrenzten Zuständigkeitsbereiches (s. Anlage, Bereich außerhalb 
der Bereiche I + II). Ihm arbeiten die Ämter für Stadtplanung sowie Bauordnung und Untere 
Denkmalbehörde sowie das Umweltamt zu. Im Zuge der weiteren Überlegungen zur 
Verwaltungsreform sollen die in §§ 9,10 genannten Ausschüsse zu einem Ausschuss 
zusammengeführt werden. Er berät und entscheidet mit Ausnahme der Absätze 4 und 5 
nicht in Angelegenheiten, die in den abgegrenzten Zuständigkeitsbereich des Ausschusses 
für die Entwicklungsmaßnahme „Östlicher Stadtrand“ (s. Anlage, Bereich II) fallen. 



2. Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz entscheidet für das 
gesamte Stadtgebiet im Bereich des Umweltschutzes über: 

2.1 Leitlinien zur allgemeinen Gestaltung und Verbesserung des 
Landschaftsbildes und allgemeinen Begrünung des bebauten Stadtgebietes 
sowie über Fragen, die die Bereiche der Land-, Fisch- und Forstwirtschaft 
betreffen, 

2.2 die Stellungnahme zu Planungen von Natur- und 
Landschaftsschutzgebieten sowie zur Aufstellung von Landschaftsplänen, 

2.3 Fachplanungen außerhalb von Ortschaften unter dem Aspekt der Natur- 
und Landschaftspflege sowie Maßnahmen zur Verbesserung des 
Landschaftsbildes, 

2.4 die Anfertigung und das Ergebnis von Umweltverträglichkeitsprüfungen 
sowie grundsätzliche Maßnahmen zur Umsetzung der Lokalen Agenda 21 
(Ergänzung der Zuständigkeiten zur Anpassung an die aktuellen 
Entwicklungen), 

2.5 alle Maßnahmen in Fragen der Lärmbekämpfung, Luftverschmutzung, 
Gewässerreinhaltung, Abfallbeseitigung und Altlasten. 

2.6 Fragen des öffentlichen Personennahverkehrs und des Rad-, Reit- und 
Wanderwegekonzeptes, 

2.7 die Stellungnahmen zu überörtlichen Planungen, 

2.8 die Gestaltung städtebaulicher Grünflächen und Friedhöfe sowie die 
Eingrünung öffentlicher Spiel- und Grünanlagen. 

  

3. Er entscheidet ferner im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel und 
innerhalb des räumlich abgegrenzten Zuständigkeitsbereiches (s. Anlage, Bereich I) über: 

3.1 die Verkehrsnetzplanung im Zusammenhang mit 
Dorfgestaltungsmaßnahmen,  

3.2 Maßnahmen zur Dorfgestaltung und Wohnumfeldverbesserung; 
insbesondere die Anlegung von Dorfplätzen und dörflichen Freiflächen, 

3.3 die Bestimmung von Städte- und Raumplanern sowie Sonderfachleuten 
für die Bauleit-, Denkmal- und Umweltschutzplanung mit einem 
Kostenaufwand von mehr als 50.000,00 €, 

3.4 die Benennung von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen, 

3.5 die Zulassung von Ausnahmen von Veränderungssperren (§§ 14 u. 19 
Abs. 1 Ziff. 4 BauGB), 

3.6 die Anträge auf Zurückstellung von Baugesuchen, 



3.7 die Stellungnahmen der Stadt in Genehmigungsverfahren zur Errichtung 
von imitierenden Anlagen (§ 10 Abs. 5 BImSchG), außer im Geltungsbereich 
von Bebauungsplänen. 

3.8 über die Befreiungen von den Festsetzungen des Bebauungsplanes: 

3.8.1 Überschreitung der Zahl der Vollgeschosse, 

3.8.2 Abweichung von der Art der Nutzung, 

3.8.3 Abweichungen von mehr als 50 cm bei den Festsetzungen der 
Erdgeschossfußbodenhöhe, 

3.8.4 geplante Bebauung liegt um mehr als 50 % außerhalb der überbaubaren 
Fläche (im Einzelfall) 

3.9 die vorbereitende und die verbindliche Bauleitplanung. Hier trifft der 
Ausschuss alle verfahrensleitenden Beschlüsse im 
Flächennutzungsplanverfahren und in den Satzungsverfahren auf der 
Grundlage des BauGB. Abschließende Beschlüsse in den genannten 
Verfahren bleiben dem Rat vorbehalten. 

3.10 die Feststellung, ob die Voraussetzungen des § 125 Absatz 2 BauGB bei 
der Herstellung von Erschließungsanlagen gegeben sind. 

4. Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalpflege berät ferner für das 
gesamte Stadtgebiet im Bereich der Denkmalpflege über: 

4.1 die Aufstellung und Fortschreibung der Denkmalpflegepläne (§ 25 
DSchG), 

4.2 die Enteignung (§ 30 DSchG), die Übernahme von Denkmälern (§ 31 
DSchG) und die Ausübung des Vorkaufsrechtes (§ 32 DSchG) 

5. Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz entscheidet ferner 
für das gesamte Stadtgebiet im Bereich der Denkmalpflege über: 

5.1 Leistungen nach dem Denkmalschutzgesetz von mehr als 15.000,00 € im 
Einzelfall, soweit die Mittel von der Stadt erbracht werden, 

5.2 vorläufige Unterschutzstellung von Denkmälern (§ 4 DSchG), 

5.3 Eintragungen in die Denkmalliste bzw. Löschungen in der Denkmalliste 
von Amts wegen. 

§ 11 

Personalausschuss 

1. Der Personalausschuss berät alle personalbezogenen Fragen vor, die nach den 
Bestimmungen der Hauptsatzung einer Entscheidung / Mitwirkung des Rates 
bedürfen. 

2. Der Personalausschuss berät den Stellenplan zum Haushaltsplanentwurf vor. 



 

§ 12 

Vergabeausschuss 

1. Der Vergabeausschuss entscheidet im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel über: 

1.1 alle Vergaben im Sinne des § 1 der Vergabeordnung der Stadt, deren 
Auftragswert 50.000 € (einschließlich Umsatzsteuer) überschreitet. Wurde ein 
Planer oder Fachplaner für eine bestimmte Maßnahme durch den 
Bauausschuss, den Ausschuss für Stadtgestaltung und Planung, den 
Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz oder den 
Ausschuss „Östlicher Stadtrand“ bestimmt und erfolgt die Honorierung nach 
den Vorschriften der HOAI, so ist eine Vorlage im Vergabeausschuss nicht 
mehr erforderlich; 

1.2 beschränkte Ausschreibungen über Lieferungen und Leistungen im Sinne 
der VOL/A über einem voraussichtlichen Auftragswert von 50.000,00 € (ohne 
Umsatzsteuer) nach § 5 Abs. 3 der Vergabeordnung der Stadt; 

1.3 beschränkte Ausschreibungen über Bauleistungen im Sinne der VOB/A 
über den Wertgrenzen der Ziffer 7.1 des Runderlasses des Innenministeriums 
vom 22.03.2006: 
- Ausbaugewerke im Hochbau, Straßenausstattung,                
Pflanzungen:                   75.000 EUR 
- Rohbauarbeiten im Hochbau:    150.000 EUR 
- Tiefbau:       300.000 EUR 

(jeweils ohne Umsatzsteuer) nach § 7 Abs. 3 der Vergabeordnung der Stadt; 

1.4 freihändige Vergaben über Lieferungen und Leistungen im Sinne der 
VOL/A über einem voraussichtlichen Auftragswert von 10.000,00 € (ohne 
Umsatzsteuer) nach § 9 Abs. 4 S. 1 der Vergabeordnung der Stadt; 

1.5 freihändige Vergaben über Bauleistungen im Sinne der VOB/A über einem 
voraussichtlichen Auftragswert von 10.000,00 € (ohne Umsatzsteuer) nach § 
9 Abs. 4 S. 2 der Vergabeordnung der Stadt. 

 

2. Absatz 1 gilt nicht bei geringfügigen Nachbeauftragungen und Nachbestellungen, wenn im 
Anschluss an einen bereits bestehenden Vertrag kein höherer Preis für die ursprüngliche 
Leistung gefordert wird und von einer Ausschreibung kein wirtschaftlicheres Ergebnis zu 
erwarten ist. Die Summe der Nachbestellung darf bei Auftragsvergaben nach der VOL/A (§ 3 
Nr. 4 d))  20 %, bei Auftragsvergaben nach der VOB/A (§ 3 Nr. 4c)) und VOF (§ 5 Abs. 2e)) 
50 % des Wertes der ursprünglichen Auftragssumme nicht überschreiten. 

3. Dem Vergabeausschuss arbeitet die Zentrale Vergabestelle (ZVS) zu. Regelmäßige 
Mitteilungen über Vergaben zwischen 10.000 und 50.000 EUR (einschließlich Umsatzsteuer) 
an den Vergabeausschuss werden von der ZVS gesammelt und zu jeweils einem 
Tagesordnungspunkt für die jeweils kommende Vergabeausschusssitzung 
zusammengefasst. 



 

 

§ 13 

Ausschuss „Östlicher Stadtrand“ 

1. Der Ausschuss entscheidet über folgende Angelegenheiten innerhalb des räumlich 
abgegrenzten Zuständigkeitsbereiches (s. Anlage, Bereich II), soweit die Entscheidungen in 
diesen Angelegenheiten nicht nach § 41 I GO dem Rat vorbehalten sind: 

• alle Angelegenheiten gemäß § 8 ZustR 

• alle Angelegenheiten gemäß § 9 ZustR 

• alle Angelegenheiten gemäß § 10 ZustR. Die Zuständigkeit für die Beratung und 
Entscheidung in den Angelegenheiten des § 10 Abs. 4 und 5 ZustR bleiben jedoch 
unberührt. 

2. Zu den Zuständigkeiten des Ausschusses zählen damit insbesondere: 

a.) Beratungen und Entscheidungen über planungsrechtliche Gestaltungs- und 
Vergabekriterien; 

b.) Festlegung von Qualitätsbausteinen; 
c.) Beratung und Entscheidung über die Durchführung städtebaulicher Wettbewerbe 

einschließlich der Auswahl der Projektträgern 
d.) Beratung und Entscheidung über städtebauliche Verträge im Sinne des § 11 des 

Baugesetzbuches und Erschließungsverträge. 

3. Über die Zuständigkeiten nach Abs. 1 und 2 hinaus berät und entscheidet der Ausschuss 
„Östlicher Stadtrand“ über die Festlegung sonstiger städtischer Vorgaben für die Entwicklung 
und Vermarktung der Fläche im nach Abs. 1 räumlich abgegrenzten Gebiet (z.B. soziale 
Vermarktungskriterien). 

 

§ 14 

Zuständigkeiten des Bürgermeisters 

1. Der Bürgermeister entscheidet alle Geschäfte der laufenden Verwaltung. 

2. Hierzu gehören insbesondere folgende Geschäfte: 

2.1 Tätigkeiten im Rahmen des § 8 Absatz 3 Ziffer 2 und 3 dieser 
Zuständigkeitsregelung; als einfaches Geschäft gelten alle Tätigkeiten, deren 
Kosten 50.000,-- € nicht überschreiten, 

2.2 Stundung und Niederschlagung von Abgabeforderungen , daneben über 
den Erlass von Forderungen bis zu einer Höhe von 3.000,-- €, 

2.3 Aufnahme einzelner Kredite im Rahmen der Kreditermächtigung der 
Haushaltssatzung gem. § 77 Abs. 2 der GO NRW, 



2.4 Geschäfte mit einem finanziellen Umfang von bis zu 50.000,-- € - es sei 
denn, in dieser Zuständigkeitsregelung sind andere Wertgrenzen  
festgesetzt -. 

3. Die den Fachausschüssen zuarbeitenden Fachämter berichten regelmäßig zu jedem 
Quartalsende über die bedeutsamen Angelegenheiten ihres Fachamtes und die finanzielle 
Entwicklung ihres Budgetbereiches (Beginn des Aufbaus des Berichtswesens). 

 

§ 15 

Übergangsvorschrift für die Zuständigkeiten der Ausschüsse im Verhältnis zum 
Verwaltungsrat der Stadtbetriebe Hennef AöR 

1. Mit der Gründung der Stadtbetriebe Hennef AöR zum 01.01.2008 gehen nach § 6 Abs. 3, 
Satz 3 der Betriebssatzung sämtliche Entscheidungszuständigkeiten die den sachlichen 
Aufgabenkreis des § 2 der Betriebssatzung betreffen, auf die Stadtbetriebe über. Der 
Verwaltungsrat entscheidet für die AöR in allen diese Entscheidungszuständigkeiten 
betreffenden Angelegenheiten, indem er die Fachausschüsse des Rates entsprechend der 
bisherigen Zuständigkeiten ermächtigt, an seiner Stelle die übergegangenen 
Sachentscheidungen zu beschließen und den Verwaltungsrat damit zu binden. Die 
Fachausschüsse bleiben ermächtigt, im Rahmen der bisherigen Zuständigkeiten 
Zustimmungsvorbehalte zu Angelegenheiten der AöR geltend zu machen. Eine fehlende 
Zustimmung bindet den Verwaltungsrat unmittelbar. Die Fachausschüsse bleiben ermächtigt, 
im Rahmen der bisherigen Zuständigkeiten Empfehlungen an den Verwaltungsrat 
auszusprechen. Der Vorstand arbeitet den Fachausschüssen insoweit zu und setzt den 
Verwaltungsrat darüber in Kenntnis. 

 2. Mit Ablauf der Wahlperiode des Rates im Jahre 2009 werden die Zuständigkeiten der 
Ausschüsse im Verhältnis zum Verwaltungsrat der Stadtbetriebe Hennef AöR neu geregelt. 

 

 

§ 16 

Inkrafttreten 

Diese Zuständigkeitsregelung tritt am  27.06.2005 in Kraft. 



 



 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2007/0939 Anlage Nr.: ______

Datum: 21.11.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschuss 

03.12.2007 öffentlich 

Rat 10.12.2007 öffentlich 
 
 
 
Tagesordnung 

 
Änderung der Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Hennef (Sieg) 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Hennef zu 
beschließen: 
 
Der Änderung der als Anlage zur Beschlussvorlage beigefügten Geschäftsordnung für den Rat 
und die Ausschüsse der Stadt Hennef (Sieg) wird zugestimmt. 
 
 
Begründung 

 
Mit dem In-Kraft-Treten des Gesetzes zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung – GO 
Reformgesetz – am 17.10.2007, wurden Anpassungen in der  Geschäftsordnung für den Rat 
und die Ausschüsse der Stadt Hennef (Sieg) erforderlich.  
Die Änderungen wurden grau hinterlegt. 
 
 
Hennef (Sieg), den 21.11.2007 
 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 
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Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Hennef (Sieg) in der 
 

Fassung des Ratsbeschlusses vom 07.05.2001 
 

 
Verzeichnis der Änderungen 
 
Änderungsbeschluss Mitteilungsblatt vom  Wirksam ab  Geänderte Regelungen 
 
12.06.2006 
 

 
    ----- 

 
13.06.2006 

 
§ 1 Abs. 2 

 
10.12.2007 
 

 
    ----- 

 
11.12.2007 

 
§ 6 Abs. 1 
 
§ 7 Abs. 2 f 
 
§ 8 Abs. 2 
 
§ 9 
 
§ 10 Abs. 1 
 
§ 11 
 
§ 12 Abs. 2 
 
§ 17 Abs. 3 und 4 
 
§ 20 Abs. 3 
 
§ 23 
 
§ 25 Abs. 1 a 
 
§ 29 Abs. 1 und 2 
 
§ 31 Abs. 1 
 
§ 33 
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Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Hennef (Sieg) 
 

in der Fassung des Ratsbeschlusses vom   
 
 

Inhaltsübersicht
 
 
I. Geschäftsführung des Rates
 

1. Vorbereitung der Ratssitzungen
 

§ 1 Einberufung der Ratssitzungen 
 

§ 2 Ladungsfrist 
 

§ 3 Aufstellung der Tagesordnung 
 

§ 4 Öffentliche Bekanntmachung 
 

§ 5 Anzeigepflicht bei Verhinderung 
 

§ 6 Informationsrecht des Rates 
 

2. Durchführung der Ratssitzungen  
 

a) Allgemeines  
 

§ 7 Öffentlichkeit der Ratssitzungen 
 

§ 8 Vorsitz 
 

§ 9 Beschlussfähigkeit 
 

§ 10 Befangenheit von Ratsmitgliedern 
 

§ 11 Teilnahme an Sitzungen 
 

b) Gang der Beratungen
 

§ 12 Änderung und Erweiterung der Tagesordnung 
 

§ 13 Redeordnung 
 

§ 14 Anträge zur Geschäftsordnung 
 

§ 15 Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste 
 

§ 16 Anträge zur Sache 
 

§ 17 Abstimmung 
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§ 18 Fragerecht der Ratsmitglieder 

 
§ 19 Fragerecht von Einwohnern 

 
§ 20 Wahlen 

 
c) Ordnung in den Sitzungen  

 
§ 21 Ordnungsgewalt und Hausrecht 

 
§ 22 Ordnungsruf und Wortentziehung 

 
§ 23 Entzug der Sitzungsentschädigung, Ausschluss aus der Sitzung 

 
§ 24 Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen 

 
3. Niederschrift über die Ratssitzungen, Unterrichtung der Öffentlichkeit

 
§ 25 Niederschrift 

 
§ 26 Unterrichtung der Öffentlichkeit 

 
§ 27 Ältestenrat 

 
II. Geschäftsführung der Ausschüsse
 

§ 28 Grundregel 
 

§ 29 Abweichungen für das Verfahren der Ausschüsse 
 

§ 30 Einspruch gegen Beschlüsse entscheidungsbefugter Ausschüsse 
 
III. Fraktionen  
 

§ 31 Bildung von Fraktionen 
 

§ 32 Informationsrecht der Fraktionen 
 
IV. Schlussbestimmungen, Inkrafttreten
 

§ 33 Schlussbestimmungen 
 

§ 34 Inkrafttreten 
 
 
 
 
I. Geschäftsführung des Rates  
1. Vorbereitung der Ratssitzungen
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§ 1 

Einberufung der Ratssitzung 
 
1. Der Bürgermeister beruft den Rat ein, so oft es die Geschäftslage erfordert, jedoch 
soll er den Rat wenigstens alle 2 Monate einberufen. Der Rat ist unverzüglich einzu-
berufen, wenn mindestens ein Fünftel der Ratsmitglieder oder eine Fraktion unter 
Angabe der zur Beratung zu stellenden Gegenstände dies verlangen. 
 
2. Die Einberufung erfolgt durch Übersendung einer schriftlichen Einladung ein-
schließlich der Beratungsunterlagen an alle Ratsmitglieder. In Planungsangelegen-
heiten werden Gutachen und gutachterliche Stellungnahmen den Beratungsunterla-
gen nicht beigefügt. Stattdessen enthält die einschlägige Beratungsunterlage eine 
Kurzfassung mit den wesentlichen Informationen über das Gutachten/die gutachterli-
che Stellungnahme. Darüber hinaus erhalten die Fraktionsvorsitzenden, die stellver-
tretenden Fraktionsvorsitzenden sowie die Fraktionen selbst eine vollständige Fas-
sung des jeweiligen Gutachtens/der jeweiligen gutachterlichen Stellungnahmen zur 
Einsichtnahme. 
 
3. In der Einladung sind Zeit, Ort und Tagesordnung anzugeben. 
 
 

§ 2 
Ladungsfrist 

 
1. Die Einladung ist so rechtzeitig an die Ratsmitglieder abzusenden, dass mindes-
tens 10 volle Tage zwischen der Absendung und dem Sitzungstag liegen. Aus der 
Einladung müssen Ort, Zeit und Tagesordnung der Sitzung hervorgehen. 
 
2. In besonders dringenden Fällen kann die Ladungsfrist abgekürzt werden. Die 
Dringlichkeit ist in der Einladung zu begründen. 
 
3. Beratungsunterlagen sollen mit der Einladung zu einer Sitzung vorliegen. In Aus-
nahmefällen können sie bis zum 3. Tage vor der Sitzung nachgereicht werden. Bei 
der Einladung für den Vergabeausschuss beträgt die Ladungsfrist abweichend von § 
2 Abs. 1 drei volle Tage zwischen dem Tag der Absendung und dem Sitzungstag. 
 
 

§ 3 
Aufstellung der Tagesordnung 

 
1. Der Bürgermeister setzt die Tagesordnung fest. Er hat dabei Vorschläge aufzu-
nehmen, die ihm in schriftlicher Form spätestens am 12. Tag vor dem Sitzungstag 
von mindestens einem Fünftel der Ratsmitglieder oder einer Fraktion vorgelegt wer-
den. 
 
2. Der Bürgermeister legt ferner die Reihenfolge der einzelnen Tagesordnungspunk-
te fest und bestimmt unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften, welche Tages-
ordnungspunkte in nichtöffentlicher Sitzung behandelt werden sollen. 
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3. Betrifft ein Vorschlag eine Angelegenheit, die nicht in den Aufgabenbereich der 
Stadt fällt, weist der Bürgermeister in der Tagesordnung darauf hin, dass die Angele-
genheit ohne Sachdiskussion durch Geschäftsordnungsbeschluss vom Rat von der 
Tagesordnung wieder abzusetzen ist. 
 
4. Unbeschadet der Regelung in Absatz 2 und 3 sind Anträge, die nach der Zustän-
digkeitsregelung in die Zuständigkeit eines Ausschusses fallen, über den Bürger-
meister unmittelbar dem Ausschuss zuzuleiten. 
 
 

§ 4 
Öffentliche Bekanntmachung 

 
Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzung sind vom Bürgermeister rechtzeitig öf-
fentlich bekannt zu machen. Die Bekanntmachung erfolgt in der Form, die die 
Hauptsatzung hierfür vorschreibt. 
 
 

§ 5 
Anzeigepflicht bei Verhinderung 

 
1. Ratsmitglieder, die verhindert sind, an einer Sitzung teilzunehmen, haben dies un-
verzüglich spätestens bis zu Beginn der Sitzung, dem Bürgermeister mitzuteilen. 
 
2. Ratsmitglieder, die die Sitzung vorzeitig verlassen wollen, haben dies dem Bür-
germeister mitzuteilen. 
 
 

§ 6 
Informationsrecht des Rates 

 
1. Im Rahmen der Wahrnehmung seiner Aufgaben kann der Rat, bzw. das einzelne 
Ratsmitglied nach Maßgabe des § 55 GO NRW von dem Bürgermeister Auskünfte 
verlangen, soweit der Datenübermittlung nicht Rechtsvorschriften, insbesondere die 
Datenschutzgesetze, entgegenstehen. 
 
2. Für die Verwertung der übermittelten Daten gelten die allgemeinen Vorschriften, 
insbesondere die Bestimmungen der Datenschutzgesetze. 
 
 
2. Durchführung der Ratssitzungen  
a) Allgemeines
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§ 7 
Öffentlichkeit der Ratssitzungen 

 
1. Die Sitzungen des Rates sind öffentlich. Jedermann hat das Recht, als Zuhörer an 
öffentlichen Ratssitzungen teilzunehmen, soweit dies die räumlichen Verhältnisse 
gestatten. Zuhörer sind - außer im Falle des § 19 (Einwohnerfragestunde) - nicht be-
rechtigt, in den Sitzungen des Rates das Wort zu ergreifen oder Beifall und Missbilli-
gung zu äußern. Bei Verstößen gilt § 21 Abs. 1 S. 3 entsprechend. 
 
2. Für folgende Angelegenheiten wird die Öffentlichkeit ausgeschlossen: 
 

a) Personalangelegenheiten, 
b) Liegenschaftssachen, 
c) Auftragsvergaben, 
d) Angelegenheiten der zivilen Verteidigung, 
e) Einzelfälle in Abgabenangelegenheiten, 
f) Angelegenheiten der Rechnungsprüfung mit Ausnahme der Beratung des 
Prüfungsergebnisses (§ 94 Abs. 1 GO NRW), das im allgemeinen Berichts-
band enthalten ist (§ 101 Abs. 3 GO NRW). 
g) Kreditbeschaffung 

 
3. Darüber hinaus kann auf Antrag des Bürgermeisters oder eines Ratsmitgliedes für 
einzelne Angelegenheiten die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. 
 
 

§ 8 
Vorsitz 

 
1. Der Bürgermeister führt den Vorsitz im Rat. Im Falle seiner Verhinderung über-
nimmt sein ehrenamtlicher Stellvertreter den Vorsitz. Die Reihenfolge der Stellvertre-
tung bestimmt sich aufgrund des Wahlergebnisses nach § 67 Abs. 2 der Gemeinde-
ordnung. 
 
2. Der Bürgermeister hat die Sitzung sachlich und unparteiisch zu leiten. Er handhabt 
die Ordnung in der Sitzung und übt das Hausrecht (§ 51 GO NRW) aus. 
 
 

§ 9 
Beschlussfähigkeit 

 
1. Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt der Bürgermeister die ordnungsgemäße 
Einberufung sowie die Beschlussfähigkeit der Versammlung fest und lässt dies in der 
Niederschrift vermerken. Der Rat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der 
gesetzlichen Mitglieder zahl anwesend ist. Er gilt als beschlussfähig, solange seine 
Beschlussunfähigkeit nicht festgestellt ist (§ 49 I GO NRW). 
 
2. Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt worden und 
wird der Rat zur Behandlung über denselben Gegenstand einberufen, so ist er ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig, wenn bei der zweiten Ein-
berufung auf diese Bestimmung ausdrücklich hingewiesen worden ist (§ 49 II GO 
NRW). 
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§ 10 

Befangenheit von Ratsmitgliedern 
 
1. Muss ein Ratsmitglied annehmen, nach §§ 43 Abs. 2, 31 GO NRW von der Mitwir-
kung an der Beratung  und Entscheidung ausgeschlossen zu sein, so hat es den 
Ausschließungsgrund vor Eintritt in die Verhandlung unaufgefordert dem Bürgermeis-
ter anzuzeigen und den Sitzungsraum zu verlassen; bei einer öffentlichen Sitzung 
kann das Ratsmitglied sich in dem für die Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungsrau-
mes aufhalten. 
 
2. In Zweifelsfällen entscheidet der Rat darüber, ob ein Ausschließungsgrund be-
steht. 
 
3. Verstößt ein Ratsmitglied gegen die Offenbarungspflicht nach Abs. 1, so stellt der 
Rat dies durch Beschluss fest. Der Ratsbeschluss ist in die Niederschrift aufzuneh-
men. 
 
 

§ 11 
Teilnahme an Sitzungen 

 
1. Der Bürgermeister und der Beigeordnete nehmen an den Sitzungen des Rates 
teil. Der Bürgermeister ist berechtigt und auf Verlangen mindestens eines Fünftels 
der Ratsmitglieder oder einer Fraktion verpflichtet, zu einem Punkt der Tagesord-
nung vor dem Rat Stellung zu nehmen. Auch der Beigeordnete ist hierzu verpflich-
tet, falls es der Rat oder der Bürgermeister verlangt (§ 69 Abs. 1 GO NRW). 
 
2. Mitglieder der Ausschüsse können an den nichtöffentlichen Sitzungen des Rates 
als Zuhörer teilnehmen. Die Teilnahme als Zuhörer begründet keinen Anspruch auf 
Ersatz des Verdienstausfalles und auf Zahlung von Sitzungsgeld (§ 48 Abs. 4 GO 
NRW). 
 
 
b) Gang der Beratungen
 
 

§ 12 
Änderung und Erweiterung der Tagesordnung 

 
1. Der Rat kann beschließen, 
 

a) die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu ändern, 
b) Tagesordnungspunkte zu teilen oder miteinander zu verbinden, 
c) Tagesordnungspunkte abzusetzen. 

 
Die Verweisung eines zur Beratung in öffentlicher Sitzung vorgesehenen Tagesord-
nungspunktes in die nichtöffentliche Sitzung darf nur dann erfolgen, wenn es sich um 
eine geheimhaltungsbedürftige Angelegenheit im Sinne von § 7 Abs. 2 und Abs. 3 
GeschO handelt. 
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2. Die Tagesordnung kann in der Sitzung durch Beschluss des Rates erweitert wer-
den, wenn es sich um Angelegenheiten handelt, die keinen Aufschub dulden oder die 
von äußerster Dringlichkeit sind (§ 48 Abs. 1 GO NRW). Der Ratsbeschluss ist in die 
Niederschrift aufzunehmen. 
 
3. Ist aufgrund des Vorschlages einer Fraktion oder eines Fünftels der Ratsmitglieder 
eine Angelegenheit in die Tagesordnung aufgenommen worden, die nicht in den 
Aufgabenbereich der Stadt fällt, setzt der Rat durch Geschäftsordnungsbeschluss die 
Angelegenheit von der Tagesordnung ab. Durch Geschäftsordnungsbeschluss kann 
der Rat auch darüber entscheiden, ob dem Antragsteller Gelegenheit zur Erläuterung 
des Vorschlages gegeben wird. 
 
4. Wird nach Aufruf eines Tagesordnungspunktes, der eine Angelegenheit betrifft, die 
nicht in den Aufgabenbereich der Stadt fällt, ein Geschäftsordnungsantrag nach Abs. 
3 aus der Mitte des Rates nicht gestellt, stellt der Bürgermeister von Amts wegen den 
Antrag und lässt darüber abstimmen. 
 
 

 
§ 13 

Redeordnung 
 
1. Der Bürgermeister ruft jeden Punkt der Tagesordnung nach der vorgesehenen 
oder beschlossenen Reihenfolge unter Bezeichnung des Verhandlungsgegenstan-
des auf und stellt die Angelegenheit zur Beratung. Wird eine Angelegenheit beraten, 
die auf Vorschlag von einem Fünftel der Ratsmitglieder oder einer Fraktion in die Ta-
gesordnung aufgenommen worden ist (§ 3 Abs. 1 dieser Geschäftsordnung), so ist 
zunächst den Antragstellern Gelegenheit zu geben, ihren Vorschlag zu begründen. 
Ist eine Berichterstattung vorgesehen, so erhält zunächst der Berichterstatter das 
Wort. 
 
2. Hinsichtlich der Angelegenheiten, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt fal-
len, gelten § 12 Absätze 3 und 4. 
 
3. Ein Ratsmitglied, das das Wort ergreifen will, hat sich durch Aufheben der Hand zu 
melden. Melden sich mehrere Ratsmitglieder gleichzeitig, so bestimmt der Bürger-
meister die Reihenfolge der Wortmeldungen. 
 
4. Außerhalb der Reihenfolge erhält ein Ratsmitglied das Wort, wenn es Anträge zur 
Geschäftsordnung stellen will. 
 
5. Der Bürgermeister ist berechtigt, auch außerhalb der Reihenfolge das Wort zu er-
greifen. 
 
 

§ 14 
Anträge zur Geschäftsordnung 

 
1. Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit von jedem Ratsmitglied gestellt 
werden. Dazu gehören insbesondere folgende Anträge: 
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a) auf Schluss der Aussprache (§ 15), 
b) auf Schluss der Rednerliste (§ 15), 
c) auf Verweisung an einen Ausschuss oder an den Bürgermeister, 
d) auf Vertagung, 
e) auf Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung, 
f) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit, 
g) auf namentliche oder geheime Abstimmung, 
h) auf Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung. 

 
2. Wird ein Antrag zur Geschäftsordnung gestellt, so darf noch je ein Ratsmitglied für 
und gegen diesen Antrag sprechen. Alsdann ist über den Antrag abzustimmen. In 
den Fällen des § 17 Abs. 3 und Abs. 4 bedarf es keiner Abstimmung. 
 
3. Über Anträge zur Geschäftsordnung hat der Rat gesondert vorab zu entscheiden. 
Werden mehrere Anträge zur Geschäftsordnung gleichzeitig gestellt, so ist über den 
jeweils weitestgehenden Antrag zuerst abzustimmen. In Zweifelsfällen bestimmt der 
Bürgermeister die Reihenfolge der Abstimmung. 
 
 

§ 15 
Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste 

 
Jedes Ratsmitglied, das sich nicht an der Beratung beteiligt hat, kann verlangen, 
dass die Beratung des Tagesordnungspunktes beendet oder die Rednerliste ge-
schlossen wird. Wird ein solcher Antrag gestellt, so gibt der Vorsitzende die bereits 
vorliegenden Wortmeldungen bekannt. 
 
 

§ 16 
Anträge zur Sache 

 
1. Jedes Ratsmitglied und jede Fraktion ist berechtigt, zu jedem Punkt der Tagesord-
nung Anträge zu stellen, um eine Entscheidung des Rates in der Sache herbeizufüh-
ren (Anträge zur Sache). Hat eine Vorberatung in Ausschüssen des Rates stattge-
funden, so steht ein gleiches Recht auch den beteiligten Ausschüssen zu. Die Anträ-
ge müssen einen abstimmungsfähigen Beschlussentwurf enthalten. 
 
2. Für Zusatz- und Änderungsanträge zu den nach Abs. 1 gestellten Anträgen gilt 
Abs. 1 Satz 3 entsprechend. 
 
3. Anträgen nach den Absätzen 1 und 2, die Mehrausgaben oder Mindereinnahmen 
gegenüber den Ansätzen des Haushaltsplanes zur Folge haben, sollen mit einem 
Deckungsvorschlag verbunden werden. 
 
 

§ 17 
Abstimmung 

 
1. Nach Schluss der Aussprache stellt der Bürgermeister die zu dem Tagesord-
nungspunkt gestellten Sachanträge zur Abstimmung. Der weitestgehende Antrag hat 
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Vorrang. In Zweifelsfällen bestimmt der Bürgermeister die Reihenfolge der Abstim-
mung. 
 
2. Die Abstimmung erfolgt im Regelfalle durch Handzeichen. 
 
3. Auf Antrag von mindestens drei Mitgliedern des Rates erfolgt namentliche Ab-
stimmung. Bei namentlicher Abstimmung ist die Stimmabgabe jedes Ratsmitgliedes 
in der Niederschrift zu vermerken. 
 
4. Auf Antrag von mindestens einem Fünftel der Mitglieder des Rates wird geheim 
abgestimmt. Die geheime Abstimmung erfolgt durch Abgabe von Stimmzetteln. 
 
5. Wird zum selben Tagesordnungspunkt sowohl ein Antrag auf namentliche als 
auch auf geheime Abstimmung gestellt, so hat der Antrag auf geheime Abstimmung 
Vorrang. 
 
6. Das Abstimmungsergebnis wird vom Bürgermeister bekannt gegeben und in der 
Niederschrift festgehalten. 
 
 

 
§ 18  

Fragerecht der Ratsmitglieder und Mitteilungen 
 
1. Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, schriftlich oder zur Niederschrift Anfragen, die 

sich auf Angelegenheiten der Stadt beziehen, an den Bürgermeister zu richten. 
Anfragen sind spätestens einen Werktag vor der jeweiligen Sitzung bis 9.00 Uhr 
dem Bürgermeister schriftlich oder zur Niederschrift zuzuleiten. Die Beantwortung 
hat schriftlich zu erfolgen, wenn der Fragesteller es verlangt. Der Fragesteller darf 
in der Sitzung selbst jeweils eine Zusatzfrage zu seiner Anfrage stellen. Ist eine 
Beantwortung der Anfrage bzw. der Zusatzfrage nicht am Sitzungstag möglich, 
kann der Fragesteller auf eine Beantwortung in der nächsten Ratssitzung oder auf 
eine schriftliche Beantwortung verwiesen werden. 
 

2. Jede Fraktion ist darüber hinaus berechtigt, in der Sitzung eine mündliche Anfrage 
an den Bürgermeister zu richten. § 18 Absatz 1 Satz 4 und 5 gelten entsprechend. 

 
3. Anfragen dürfen zurückgewiesen werden, wenn: 

a) sie nicht den Bestimmungen des Absatzes 1 entsprechen, 
b) die begehrte Auskunft demselben oder einem anderen Fragesteller innerhalb 

der letzten  
6 Monate bereits erteilt wurde, 

c) die Beantwortung offenkundig mit einem unverhältnismäßigen Aufwand ver-
bunden wäre. 

 
4.  Eine Aussprache findet nicht statt. 
 
5.  Mitteilungen erfolgen mündlich ohne Erörterung. 
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§ 19 
Fragerecht von Einwohnern 

 
1. Der Rat kann beschließen, dass eine Fragestunde für Einwohner in die Tagesord-
nung der nächstfolgenden Ratssitzung aufgenommen wird. In diesem Falle ist jeder 
Einwohner der Stadt berechtigt, nach Aufruf des Tagesordnungspunktes mündliche 
Anfragen an den Bürgermeister zu richten. Die Anfragen müssen sich auf Angele-
genheiten der Stadt beziehen. 
 
2. Melden sich mehrere Einwohner gleichzeitig, so bestimmt der Bürgermeister die 
Reihenfolge der Wortmeldungen. Jeder Fragesteller ist berechtigt, höchstens zwei 
Zusatzfragen zu stellen. 
 
3. Die Beantwortung der Anfrage erfolgt im Regelfalle mündlich durch den Bürger-
meister. Ist eine sofortige Beantwortung nicht möglich, so kann der Fragesteller auf 
eine schriftliche Beantwortung verwiesen werden. Eine Aussprache findet nicht statt. 
 
 

§ 20 
Wahlen 

 
1. Wahlen werden durch offene Abstimmung vollzogen. Die Abstimmung erfolgt im 
Regelfall durch Handzeichen. 
 
2. Wenn das Gesetz es bestimmt oder wenn ein Ratsmitglied der offenen Abstim-
mung widerspricht, erfolgt die Wahl geheim durch Abgabe von Stimmzetteln. 
 
3. Für die Besetzung von Ausschüssen des Rates gilt § 50 Abs. 3 GO NRW. 
 
 
c) Ordnung in den Sitzungen  
 
 

§ 21 
Ordnungsgewalt und Hausrecht 

 
1. In den Sitzungen des Rates handhabt der Bürgermeister die Ordnung und übt das 
Hausrecht aus. Seiner Ordnungsgewalt und seinem Hausrecht unterliegen - vorbe-
haltlich der §§ 22 - 24 dieser Geschäftsordnung - alle Personen, die sich während 
einer Ratssitzung im Sitzungssaal aufhalten. Wer sich ungebührlich benimmt oder 
sonst die Würde der Versammlung verletzt, kann vom Bürgermeister zur Ordnung 
gerufen und notfalls aus dem Sitzungssaal gewiesen werden. 
 
2. Wenn im Sitzungssaal störende Unruhe entsteht, so kann der Bürgermeister die 
Sitzung unterbrechen oder aufheben. Kann er sich kein Gehör verschaffen, so ver-
lässt er seinen Platz. Damit ist die Sitzung unterbrochen. 
 
3. Das Rauchen in Ratssitzungen ist nicht gestattet. 
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§ 22 
Ordnungsruf und Wortentziehung 

 
1. Redner, die vom Thema abschweifen, kann der Bürgermeister zur Sache rufen. 
 
2. Redner, die ohne Worterteilung das Wort an sich reißen, kann der Bürgermeister 
zur Ordnung rufen. 
 
3. Hat ein Redner bereits zweimal einen Ruf zur Sache (Abs. 1) oder einen Ord-
nungsruf (Abs. 2) erhalten, so kann der Bürgermeister ihm das Wort entziehen, wenn 
der Redner Anlass zu einer weiteren Ordnungsmaßnahme gibt. Einem Redner, dem 
das Wort entzogen ist, darf es in derselben Ratssitzung zu dem betreffenden Tages-
ordnungspunkt nicht wieder erteilt werden. 
 
 

§ 23 
Entzug der Sitzungsentschädigung, Ausschluss aus der Sitzung 

 
Einem Ratsmitglied, das sich ungebührlich benimmt oder die Würde der Versamm-
lung verletzt, können durch Beschluss des Rates die auf den Sitzungstag entfallen-
den Entschädigungen (§ 45 GO NRW) entzogen werden. Setzt das Ratsmitglied sein 
ordnungswidriges Verhalten fort, so kann es für einen im Beschluss festzulegenden 
Zeitraum von dieser und weiteren Ratssitzungen ausgeschlossen werden. Der Aus-
schluss bewirkt, dass das Ratsmitglied für den festgelegten Zeitraum auch an den 
Sitzungen der Ausschüsse nicht teilnehmen darf. 
 
 

§ 24 
Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen 

 
1. Gegen Ordnungsmaßnahmen nach § 23 dieser Geschäftsordnung steht dem Be-
troffenen der Einspruch zu. 
 
2. Über die Berechtigung der Ordnungsmaßnahme befindet alsdann der Rat in der 
nächsten Sitzung ohne die Stimme des Betroffenen. Diesem ist Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben. Die Entscheidung des Rates ist dem Betroffenen zuzustellen. 
 
 
3. Niederschrift über die Ratssitzungen, Unterrichtung der Öffentlichkeit
 
 

§ 25 
Niederschrift 

 
1. Über die im Rat gefassten Beschlüsse ist durch den Schriftführer eine Nieder-
schrift aufzunehmen. 
 
Die Niederschrift muss enthalten: 
 

a) die Namen der anwesenden Ratsmitglieder, 
b) die Namen der sonstigen an den Beratungen teilnehmenden Personen, 
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c) Ort und Tag sowie Zeitpunkt des Beginns, einer etwaigen Unterbrechung 
und der Beendigung der Sitzung, 
d) die behandelten Beratungsgegenstände, 
e) die gestellten Anträge, 
f) die gefassten Beschlüsse und die Ergebnisse von Wahlen. 

 
2. Die Niederschrift ist innerhalb von drei Wochen nach der Sitzung zuzustellen. Die 
Niederschrift ist in Form eines Beschlussprotokolls zu fertigen. Soweit es zum Ver-
ständnis eines Beschlusses erforderlich ist, ist die gedrängte Wiedergabe des Ver-
handlungsverlaufes bei einzelnen Tagesordnungspunkten vom Schriftführer zu pro-
tokollieren. Das Abstimmungsergebnis ist getrennt nach den Fraktionen aufzuführen. 
 
3. Der Schriftführer wird vom Rat bestellt. Soll ein Bediensteter der Stadtverwaltung 
bestellt werden, so erfolgt die Bestellung im Benehmen mit dem Bürgermeister. 

 
4. Die Niederschrift wird vom Bürgermeister und dem Schriftführer unterzeichnet. 
Verweigert einer der Genannten die Unterschrift, so ist dies in der Niederschrift zu 
vermerken. Die Niederschrift ist allen Ratsmitgliedern und dem Bürgermeister zuzu-
leiten. 
 
5. Einwendungen gegen Form und Inhalt der Niederschrift können von Mitgliedern 
der Vertretungskörperschaft spätestens innerhalb von 12 Tagen nach der Versen-
dung, den Versendungstag mitgerechnet schriftlich beim Vorsitzenden bzw. schrift-
lich oder zur Niederschrift beim Schriftführer geltend gemacht werden. Werden Ein-
wendungen beim Schriftführer geltend gemacht, veranlasst er unverzüglich eine Un-
terrichtung des Vorsitzenden. Über Einwendungen entscheidet der Rat in seiner 
nächsten Sitzung. 
 
6. Zur Unterstützung des Schriftführers können Tonbandaufzeichnungen gefertigt 
werden; sie sind nach Versendung der Niederschrift 12 Werktage aufzubewahren. 
Danach sind die Aufzeichnungen zu löschen. 
 
 

§ 26 
Unterrichtung der Öffentlichkeit 

 
1. Über den wesentlichen Inhalt der vom Rat gefassten Beschlüsse ist die Öffentlich-
keit in geeigneter Weise zu unterrichten. Dies kann dadurch geschehen, dass der 
Bürgermeister den Wortlaut eines vom Rat gefassten Beschlusses in öffentlicher Sit-
zung verliest und ihn erforderlichenfalls außerdem im unmittelbaren Anschluss an die 
Sitzung der örtlichen Presse zugänglich macht. 
 
2. Außerhalb der Ratssitzungen obliegt die Unterrichtung der Öffentlichkeit über die 
vom Rat gefassten Beschlüsse dem Bürgermeister. 
 
3. Die Unterrichtung nach den vorstehenden Absätzen gilt grundsätzlich auch für Be-
schlüsse des Rates, die in nichtöffentlicher Sitzung gefasst werden, es sei denn, 
dass der Rat im Einzelfall ausdrücklich etwas anderes beschlossen hat. 
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§ 27 
Ältestenrat 

 
1. Vor einer Sitzung des Stadtrates soll eine Sitzung des Ältestenrates stattfinden, in 
der der Bürgermeister die Mitglieder über die vorgesehene Tagesordnung unterrich-
tet. 
 
2. Der Bürgermeister kann den Ältestenrat auch aus anderen Anlässen einladen. 
 
 
II. Geschäftsführung der Ausschüsse
 
 

§ 28 
Grundregel 

 
Auf das Verfahren in den Ausschüssen finden grundsätzlich die für den Rat gelten-
den Vorschriften entsprechende Anwendung, soweit nicht § 29 dieser Geschäftsord-
nung abweichende Regelungen enthält. 
 
 

§ 29 
Abweichungen für das Verfahren der Ausschüsse 

 
1. Der Ausschussvorsitzende setzt die Tagesordnung im Benehmen mit dem Bür-
germeister fest (§ 58 Abs. 2 Satz 2 GO NRW). Sind der Ausschussvorsitzende und 
sein Stellvertreter verhindert, übernimmt das an Lebensjahren älteste Ratsmitglied 
des Ausschusses die Leitung der Ausschusssitzung. Über Zeit, Ort und Tagesord-
nung der Ausschusssitzungen unterrichtet der Bürgermeister die Öffentlichkeit in ge-
eigneter Weise, ohne dass es einer öffentlichen Bekanntmachung nach § 4 dieser 
Geschäftsordnung bedarf. 
 
2. Die Beschlussfähigkeit von Ausschüssen ist über § 9 Abs. 1 Satz 2 dieser Ge-
schäftsordnung hinaus nur dann gegeben, wenn die Zahl der anwesenden Ratsmit-
glieder die Zahl der anwesenden sachkundigen Bürger (stimmberechtigte Aus-
schussmitglieder nach § 58 Abs. 3 GO NRW) übersteigt; Ausschüsse gelten auch 
insoweit als beschlussfähig, solange ihre Beschlussunfähigkeit nicht festgehalten ist.  
 
3. Der Bürgermeister und die Beigeordneten sind berechtigt und auf Verlangen eines 
Ausschusses in Angelegenheiten ihres Geschäftsbereichs verpflichtet, an dessen 
Sitzungen teilzunehmen. Der Bürgermeister ist berechtigt und auf Verlangen mindes-
tens eines Fünftels der Ausschussmitglieder oder einer Fraktion verpflichtet, zu ei-
nem Punkt der Tagesordnung vor dem Ausschuss Stellung zu nehmen. 
 
4. Der Bürgermeister ist zu allen Ausschusssitzungen einzuladen. Er hat das Recht, 
mit beratender Stimme an den Sitzungen teilzunehmen; ihm ist auf Verlangen jeder-
zeit das Wort zu erteilen. 
 
5. Die Einladungen zu den Ausschusssitzungen sind neben den Ausschussmitglie-
dern allen Ratsmitgliedern zuzuleiten. 
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6. Die Niederschriften über die Ausschusssitzungen sind neben den Ausschussmit-
gliedern allen Ratsmitgliedern zuzuleiten. 
 
7. Ratsmitglieder und sachkundige Bürger können an den nichtöffentlichen Sitzungen 
auch solcher Ausschüsse teilnehmen, denen sie nicht angehören. 
 
8. Die §§ 6 und 19 dieser Geschäftsordnung finden auf Ausschüsse keine Anwen-
dung. 
 

 
 

§ 30 
Einspruch gegen Beschlüsse entscheidungsbefugter Ausschüsse 

 
1. Beschlüsse von Ausschüssen mit Entscheidungsbefugnis können erst durchge-
führt werden, wenn innerhalb von drei Tagen, den Tag der Beschlussfassung nicht 
eingerechnet, weder vom Bürgermeister noch von mindestens einem Fünftel der 
Ausschussmitglieder schriftlich Einspruch eingelegt worden ist. 
 
2. Über den Einspruch entscheidet der Rat. 
 
 
III. Fraktionen
 

 
 

§ 31 
Bildung von Fraktionen 

 
1. Fraktionen sind freiwillige Vereinigungen von Ratsmitgliedern. Eine Fraktion 
muss aus mindestens zwei Mitgliedern bestehen. Jedes Ratsmitglied kann nur einer 
Fraktion angehören. 
 
2. Die Bildung einer Fraktion ist dem Bürgermeister schriftlich anzuzeigen. Die Mittei-
lung muss die genaue Bezeichnung der Fraktion, die Namen des Fraktionsvorsitzen-
den und seines Stellvertreters sowie aller der Fraktion angehörenden Ratsmitglieder 
enthalten. Ferner ist anzugeben, wer berechtigt ist, für die Fraktion Anträge zu stellen 
oder sonstige Erklärungen abzugeben. Unterhält die Fraktion eine Geschäftsstelle, 
so hat die Mitteilung auch die Anschrift der Geschäftsstelle zu enthalten. 

 
3. Ratsmitglieder, die keiner Fraktion angehören, können von einer Fraktion als Hos-
pitanten aufgenommen werden. Bei der Feststellung der Mindeststärke einer Frakti-
on zählen Hospitanten nicht mit. 
 
4. Die Auflösung einer Fraktion, der Wechsel im Fraktionsvorsitz (stellvertretenden 
Fraktionsvorsitz) sowie die Aufnahme und das Ausscheiden von Mitgliedern sind 
dem Bürgermeister vom Fraktionsvorsitzenden ebenfalls schriftlich anzuzeigen. 
 
5. Die Fraktionen haben hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten 
(i.S.d. § 3 Abs. 1 u. 2 Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen) die erforderlichen 
technischen und organisatorischen Maßnahmen zu treffen, um eine den Vorschriften 
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des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen entsprechende Datenverarbeitung 
sicherzustellen. Sie sind verpflichtet, bei der Auflösung der Fraktion die aus der Frak-
tionsarbeit erlangten personenbezogenen Daten zu löschen (§ 19 Abs. 3 Satz 1 lit. b 
Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen). 
 
 

§ 32 
Informationsrecht der Fraktionen 

 
1. Zur Vorbereitung ihrer Beratungen können die Fraktionen im Rahmen ihrer Aufga-
ben von dem Bürgermeister Auskünfte über die von diesem oder in seinem Auftrag 
gespeicherten Daten verlangen, soweit der Datenübermittlung nicht Rechtsvorschrif-
ten, insbesondere Bestimmungen der Datenschutzgesetze, entgegenstehen. 
 
2. Das Auskunftsersuchen ist durch den Vorsitzenden der Fraktion schriftlich unter 
wörtlicher Wiedergabe des Fraktionsbeschlusses an den Bürgermeister zu richten. 
 
3. Für die Verwertung der übermittelten Daten gelten die allgemeinen Vorschriften, 
insbesondere die Bestimmungen der Datenschutzgesetze. 
 
 
IV. Schlussbestimmungen, Inkrafttreten
 
 

§ 33 
Schlussbestimmungen 

 
Jedem Mitglied des Rates und der Ausschüsse ist eine Ausfertigung dieser Ge-
schäftsordnung zur Verfügung zu stellen. Wird die Geschäftsordnung während der 
Wahlzeit geändert, so ist auch die geänderte Fassung zur Verfügung zu stellen. 
 
 

§ 34 
Inkrafttreten 

 
Die Geschäftsordnung für den Rat und für die Ausschüsse der Stadt Hennef (Sieg) 
tritt am 13.06.2006 in Kraft. 



 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Ordnungsverwaltung und Bürgerzentrum TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2007/0934 Anlage Nr.: ______

Datum: 20.11.2007  

 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschuss 

03.12.2007 öffentlich 

Rat 10.12.2007 öffentlich 
 
Tagesordnung 

 
Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) beschließt die beiliegende ordnungsbehördliche Verordnung  
 
Begründung 

 
Auf Wunsch der Werbegemeinschaft Hennef e.V. sollen die Verkaufsstellen im Bereich der Stadt Hennef (Sieg) am 
Sonntag, 16. März 2008, 01. Juni 2008, 21. September 2008 und 30. November 2008 jeweils in der Zeit von 13.00 
Uhr bis 18.00 Uhr geöffnet sein. Die Öffnung der Verkaufsstellen wird aus Gründen der Wirtschaftsförderung 
befürwortet.  
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) 
vom 16. November 2006 dürfen Verkaufsstellen an jährlich höchstens 4 Sonn- und Feiertagen bis zu einer Dauer 
von fünf Stunden geöffnet sein. Gem. § 6 Abs. 4 LÖG NRW wird die örtliche Ordnungsbehörde ermächtigt, diese 
Tage durch Verordnung freizugeben. Bei der Festsetzung der Öffnungszeiten ist auf die Zeit des 
Hauptgottesdienstes Rücksicht zu nehmen. Von der Freigabe der Tage sind drei Adventssonntage, 1. und  2. 
Weihnachtstag, Ostersonntag, Pfingstsonntag sowie die stillen Feiertage ausgenommen.  
 
Gem. § 6 Abs. 3 LÖG NRW kann die Freigabe auf bestimmte Ortsteile beschränkt werden. Die Freigabe wird auf 
den Zentralort Hennef (Sieg) mit Warth beschränkt, da die Möglichkeit zur Festsetzung verkaufsoffener Sonn- und 
Feiertage für andere Ortsteile (Uckerath, Geistingen) gewahrt werden soll. 
 
Hennef (Sieg), den 20.11.2007 
 
 
 
Klaus Pipke  
Bürgermeister 
 
Anlage 
Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen 



Auswirkungen auf den Haushalt 

 
 Keine Auswirkungen  Kosten der Maßnahme 

Sachkosten:      € 
 Jährliche Folgekosten Personalkosten:        € 

 Maßnahme zuschussfähig 
Höhe des Zuschusses       € 
       % 

HAR:       €  Ausreichende Haushaltsmittel vorhanden, 
 
     Haushaltsstelle:       Lfd. Mittel:       € 

  Bewilligung außer- oder überplanmäßiger 
      Ausgaben erforderlich Betrag:       € 

 Kreditaufnahme erforderlich  Betrag:       € 

 Einsparungen Betrag       € 

 Jährliche Folgeeinnahmen Art:       

 Höhe:       € 

 Bemerkungen  

      

 
Bei planungsrelevanten Vorhaben 

 
Der Inhalt des Beschlussvorschlages stimmt mit den Aussagen / Vorgaben 

   

des Flächennutzungsplanes  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr.      ) 

der Jugendhilfeplanung  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr.      ) 

 
Mitzeichnung: 
 
Name:  Paraphe:  Name:  Paraphe: 
      
 

           

      
 

           

      
 

           

 
 





 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Finanzsteuerung TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2007/0933 Anlage Nr.: ______

Datum: 20.11.2007  

 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschuss 

03.12.2007 öffentlich 

 
 
Tagesordnung 

 
Haushaltsberatungen 2008 
 
Beschlussvorschlag 

 
1. Beratung und Beschlussfassung zu den einzelnen Produktbereichen. 

 
2. Beschlussempfehlung an den Rat: 

 
Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt  
Hennef (Sieg), 
 
• die Haushaltssatzung, 
• den Ergebnisplan, 
• den Finanzplan, 
• die Teilpläne, 
• die Anlagen zum Haushaltsplan. 

 
gemäß dem Entwurf zum Haushalt 2008 unter Berücksichtigung der beschlossenen 
Änderungen zu verabschieden. 
 
Zu den Anlagen zum Haushaltsplan gehören 
 

1. der Vorbericht, 
2. der Stellenplan, 
3. die vorläufige Eröffnungsbilanz, 
4. eine Übersicht über die Verpflichtungsermächtigungen, 
5. eine Übersicht über die Zuwendungen an die Fraktionen, 
6. eine Übersicht über den voraussichtlichen Stand der Verbindlichkeiten zu Beginn des 

Haushaltsjahres, 
7. eine Übersicht über die Entwicklung des Eigenkapitals, 
8. die Wirtschaftspläne und neuesten Jahresabschlüsse der Sondervermögen, für die 

Sonderrechnungen geführt werden, 



 
 
9. eine Übersicht über die Wirtschaftslage und die voraussichtliche Entwicklung der 

Unternehmen und Einrichtungen mit den neuesten Jahresabschlüssen der 
Unternehmen und Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit, an denen die 
Gemeinde mit mehr als 50 v.H. beteiligt ist. 

 
 
Begründung 

 
Ergebnisse aus den Ausschusssitzungen nach dem 27.11.2007, in denen noch 
Haushaltsberatungen erfolgen, werden in der Sitzung vorgelegt. 
 
Ich möchte Sie bitten, den Entwurf der Haushaltssatzung zur Sitzung mitzubringen. 
 
Erläuterungen zum Verfahren: 
 
• Die Produktbereiche werden der Reihe nach beraten und beschlossen. 
 
• Bereits in den Fachausschüssen beratene Produkte werden nicht mehr im Detail beraten. 
 
• Zu jedem Produktbereich gehört ein Informationsblatt mit Hinweisen zum Beratungsstand. 

Erläuterungen, Anträge bzw. Änderungslisten zu Produkten des jeweiligen 
Produktbereiches sind ggf. beigefügt. 

 
• Als weitere Anlagen sind beigefügt: 
 
- ein unter Berücksichtigung der beantragten Änderungen fortgeschriebener Ergebnisplan 
- ein unter Berücksichtigung der beantragten Änderungen fortgeschriebener Finanzplan 
- eine Übersicht über die Änderungen pro Produkt 
- eingegangene Anfragen sowie deren Beantwortung. 
 
 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 









































































































































































































































 
 

Anfrage 

 
Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: F/2007/0088 Anlage Nr.: ______

Datum: 30.10.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschuss 

03.12.2007 öffentlich 

 
 
Tagesordnung 

 
Behördenrufnummer 115;  
Anfrage der Jungen Union vom 15.10.2007 
 
 
Anfragentext 

 
Elf Städte und Kreise aus Nordrhein-Westfalen sowie das Bürger- und Servicecenter der 
Landesregierung werden im Modellprojekt zum Aufbau der Behördenrufnummer 115 
mitarbeiten. Unter der Behördenrufnummer 115 sollen Bürger und Wirtschaft künftig 
Verwaltungsdienststellen einfach erreichen und deren Dienstleistungen schnell abrufen können. 
Dazu werden die Service-Zentren ebenenübergreifend arbeiten und untereinander vernetzt 
sein.  
 
Das Projekt will die Erfahrungen ausgewählter Modellregionen mit der Behördenrufnummer 115 
sammeln und auswerten. Die Städte Aachen, Arnsberg, Bielefeld, Dortmund, Duisburg, 
Düsseldorf, Köln und Mülheim, die Kreise Lippe, Paderborn und der Märkische Kreis sowie das 
Bürger- und Servicecenter der Landesregierung werden bei dem Projekt mitarbeiten. Auf 
Grundlage der Pilotergebnisse soll dann der bundesweite Ausbau erfolgen. Dazu werden 
zunächst die bereits bei Bund, Ländern und Kommunen bestehenden Einrichtungen genutzt 
und weiterentwickelt. 
 
Die Mindestanforderung für eine Teilnahme war u. a ein bereits existierendes telefonisches 
Servicecenter mit entsprechender Call - Center Funktion, über das die Stadt Hennef nicht 
verfügt. Das Pilotprojekt hätte zudem hohe organisatorische, personelle und finanzielle 
Investitionen erfordert. Daher wurde von einer Anmeldung der Stadt Hennef zum Pilotprojekt 
abgesehen. 
 
Hennef (Sieg), den 12.11.2007 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 







 
 

Mitteilung 

 
Amt: Ordnungsverwaltung und Bürgerzentrum TOP: ______

Vorl.Nr.: M/2007/0206 Anlage Nr.: ______

Datum: 05.11.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschuss 

03.12.2007 öffentlich 

 
 
Tagesordnung 

 
Ausstattung der Außendienstmitarbeiter/innen der Ordnungsverwaltung mit Reizgasspray 
Anfrage der Jungen Union vom 15.10.2007 
 
Mitteilungstext 

 
Der Innenausschuss des Landtages NRW hat eine Änderung der Durchführungsverordnung 
zum Waffengesetz gebilligt. Diese Änderung ist zwischenzeitlich in Kraft getreten.  
Danach besteht nunmehr abweichend von der Anlage 2 Abschnitt 1 Nr. 1.35 des 
Waffengesetzes die Möglichkeit, die Dienstkräfte der Ordnungsbehörden bei der Anwendung 
des unmittelbaren Zwanges nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz zur Eigensicherung mit 
Reizstoffsprühgeräten auszurüsten. 
 
Den hierfür in Frage kommenden Mitarbeitern/innen wird die Ausstattung mit entsprechenden 
Geräten angeboten. 
 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 





 
 

Mitteilung 

 
Amt: Ordnungsverwaltung und Bürgerzentrum TOP: ______

Vorl.Nr.: M/2007/0215 Anlage Nr.: ______

Datum: 08.11.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschuss 

03.12.2007 öffentlich 

 
 
Tagesordnung 

 
Entfernung unnötiger Verkehrszeichen;  
Anfrage der Fraktion "DIE UNABHÄNGIGEN" vom 29.09.2007 
 
 
Mitteilungstext 

 
Die Verwaltung hat in der Sitzung des Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschusses am 
08.10.2007 zugesagt, über die Erfahrungen in Troisdorf zu berichten. 
 
Auf Anfrage teilte die Stadtverwaltung Troisdorf mit, dass dort gemeinsam mit Vertretern der 
Kreispolizeibehörde, dem ADAC, dem ADFC, dem Landesbetrieb Straßen NRW als 
Baulastträger und den Verkehrsbetrieben regelmäßig stadtteilbezogen Verkehrsschauen 
durchgeführt werden. 
 
Das Verfahren ist mit der in der Stadt Hennef geübten und in der Sitzung des Haupt-, Finanz- 
und Beschwerdeausschusses am 08.10.2007 dargestellten Praxis vergleichbar. 
 
Um in der Öffentlichkeit auf die in Troisdorf durchgeführten Verkehrsschauen aufmerksam zu 
machen, ist dort unter dem Motto „Stadt lichtet den Schilderwald“ sehr ausführlich über die 
diesjährigen Aktionen berichtet worden. 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 
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